
vorwort

Die wirtschaftlichen Schwankungen stellen die Ener
gie versorgung vor grosse Herausforderungen. Sie 
darf weder überdimensioniert noch zu knapp sein. 
Strom ist gegenwärtig so günstig wie seit rund zehn 
Jahren nicht mehr. Das hängt zum einen mit der 
schwachen Nachfrage wegen der angespannten Wirt
schaftslage zusammen, zum anderen mit der hohen 
Einspeisung von subventioniertem Strom. Sicher ist: 
Insgesamt wird der Stromverbrauch in unserem Land 
weiter steigen. 

Somit stellt sich die Frage der künftigen Versorgungs
sicherheit im Stromsektor mit grosser Priorität. Nicht 
nur die Wirtschaft, unser gesamtes Leben ist auf eine 
sichere Versorgung mit Energie angewiesen. Deshalb 
bringt economiesuisse diese Vorschläge in die ener
giepolitische Diskussion ein. Mit konstruktiven Ideen 
wollen wir die Energiepolitik mitgestalten. Grundlage 
der Vorschläge bildet ein in der Verfassung veran
kertes Ziel: Die Energieversorgung soll ausreichend, 

 w  Unsere Unternehmen sind auch in Zukunft auf konkur
renzfähige Strompreise angewiesen. Dafür braucht 
es die vollständige Liberalisierung des Strommark
tes, auf Verbraucher und auf Produzentenseite. Auf 
der Verbraucherseite soll der zweite Marktöffnungs
schritt möglichst bald umgesetzt werden. Das ist im 
geltenden Gesetz so vorgesehen und soll zusammen 
mit der Umsetzung der Energiestrategie erfolgen. Auf 
der Produzentenseite ist die Förderung von erneuer
baren Energien marktgerecht auszugestalten.

 w Die Schweiz muss im europäischen Markt integriert 
sein. Das ist die Voraussetzung, damit eine zuverläs
sige Stromversorgung mittel bis langfristig gewähr
leistet und wirtschaftlich optimiert werden kann. Dies 
wird nur durch ein Stromabkommen mit der EU mög
lich sein.

 w  Energiepolitik darf sich nicht einseitig auf Produktion 
fokussieren. Notwendig ist eine ganzheitliche, ver
netzte Sichtweise. Nur ein System von Produktion, 
Netzen und Speicherung als Ganzes kann die Versor
gungssicherheit gewährleisten.

 w  Zusätzliche Belastungen des Strompreises durch 
Steuern, Abgaben und steigende Subventionen sind 
kontraproduktiv und schaden der Wettbewerbsfähig
keit des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Wir lehnen zu 
sätzliche Belastungen des Strompreises ab.

 w Für den Umbau der Stromversorgung braucht es Zeit. 
Ein vorzeitiger Ausstieg aus der Kernenergie würde 
den Zeithorizont künstlich verkürzen. Die Gefahr von 
Versorgungsunterbrüchen würde steigen. Wir un
terstützen die Haltung des Bundesrats, sachlich und 
schrittweise vorzugehen.

 w  Energiepolitik ist Gesellschafts und Wirtschaftspoli
tik in einem. Energie durchdringt alle Lebensbereiche. 
Deshalb sind wir der festen Überzeugung, dass die 
Vorlage des Bundesrats zur neuen Energiepolitik eine 
demokratische Legitimation braucht. Bevor die Politik 
die Weichen endgültig stellt, sollten Volk und Stände 
darüber entscheiden. Die erforderlichen Massnah
men brauchen eine breite Akzeptanz.
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EnErgIEpolItIk ISt Enorm vErnEtzt
 
Letztlich zählt die Stabilität und Finanzierbarkeit des 
Gesamtsystems. Unsere Publikation macht die Ver
netzung sichtbar und fasst die energiepolitische Stoss 
richtung der Wirtschaft zusammen. Die Publikation 
macht konstruktive Vorschläge für einen erfolgrei
chen energiepolitischen Weg der Schweiz. Wir stellen 
uns der Diskussion.

sicher, breit gefächert, wirtschaftlich und umwelt
verträglich sein. Gleichzeitig betrachten wir den Um
bau der Energieversorgung für die Technologienation 
Schweiz als Chance.

Unsere vorliegende Publikation zeigt auf, wie das Ziel 
von guten energiepolitischen Rahmenbedingungen 
für den Wirtschaftsstandort Schweiz erreicht wer
den kann. Die Stossrichtung ist klar: Zum einen ist die 
ökonomische Realität zu berücksichtigen, zum ande
ren bildet die Energiestrategie des Bundesrats den 
Rahmen. 

Hier noch ein Hinweis zu den verwendeten Begriffen: 
Die Energiestrategie des Bundesrats ist eine Strom
strategie. Deshalb steht auch im Rahmen dieser Pub
likation der Strom im Vordergrund. Eine gewisse Ver 
mischung der Begriffe Energie und Strom ist schon in 
der Vorlage angelegt und somit nicht ganz zu vermei
den.

DIE vorSCHlägE DEr wIrtSCHaft laSSEn SICH wIE folgt zuSammEnfaSSEn:

Die vizepräsidenten von economiesuisse: 
Hans Hess, Präsident Swissmem 
Christoph Mäder, Präsident scienceindustries 
Patrick Odier, Präsident Schweizerische Bankiervereinigung



OFFENHEIT FÜR 
TECHNOLOGIEN 

Technologieoffenheit ist unabdingbare 
Voraussetzung für eine rationale 
Energiepolitik. Alle Technologien
haben Vor- und Nachteile.

SEITE

GEBÄUDE 
UND WÄRME

Statt mit höheren Steuern zu operieren, 
ist es besser, Anreize zu setzen.

MOBILITÄT

Beim motorisierten Individualverkehr 
sieht der Bundesrat ein erhebliches 
Potenzial für Energieeffizienz. 
economiesuisse unterstützt die 
beschleunigte Einführung verbrauchs-
reduzierender Technologien. 

STROMNETZE

Einfachere und schnellere Verfahren
sind nötig, um dem Ausbaubedarf
gerecht zu werden.

Wer eine Energiepolitik mit 
Steuern durchsetzen will, belastet 
den Standort erheblich.

DIREKTE DEMOKRATIE – 
VOLK UND STÄNDE 
EINBINDEN

Die Neuausrichtung der Energiepolitik 
erfordert einen Grundsatzentscheid. 
Das Volk soll an der Urne mitreden.

PRODUKTION UND 
VERBRAUCH 

Der Stromverbrauch wird bis 2050 
um 25% zunehmen. Effizienzgewinne und 
zusätzliche Stromproduktion sind nötig, 
um den Stromverbrauch zu decken.

FORSCHUNG UND
ENTWICKLUNG

Wichtige Schwerpunkte für die Forschung 
und Entwicklung sind die Stabilität der 
Netze und die Speicherung von Strom.

ERNEUERBARE
ENERGIEN

Die Subventionierung von Solar- und 
Windstrom setzt unsere erneuerbare 
Wasserkraft unter Druck.

EFFIZIENZ

Marktsignale und Zielvereinbarungen 
fördern die Effizienz.
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EnErgiEstratEgiE

warum EnErgiE- 
politik nEu 
ausrichtEn?

In den vergangenen Jahren hat sich die Situation auf den globa-
len Energiemärkten fundamental verändert. Zunächst sind die 
Erdölpreise auf Rekordniveau gestiegen. Die Finanzkrise und 
die damit verbundene Rezession beendeten diese Entwicklung –  
die Nachfrage nach Energie sank. Zudem nutzen die USA heute 
im grossen Stil ihre unkonventionellen Gasvorkommen. Das 
steigende Angebot führt ebenfalls zu einem deutlichen Preis-
rückgang an den Energiemärkten.

immEr wEnigEr bandEnErgiE 
In Europa führte die konjunkturelle Abschwächung im Zuge der  
Finanzkrise	 zu	 einem	Überangebot	 an	Stromproduktionska-
pazitäten. Gleichzeitig wurde der subventionierte Ausbau der 
erneuerbaren Energien zur Stromproduktion aufgrund der 
20-20-20-Ziele	*	der	EU	in	einzelnen	Ländern,	 insbesondere	
Deutschland,	massiv	 vorangetrieben.	Das	 verstärkt	die	Ver-
werfungen an den Strommärkten. Von der sogenannten Band-
energie,	die	kostengünstig	und	konstant	erzeugt	wird	und	damit	
jederzeit	zur	Verfügung	steht,	wird	immer	weniger	produziert.	

In diesem energiepolitischen Kontext wird über die Neuaus-
richtung der Energiepolitik und den Ausstieg aus der Kern-
energie diskutiert. Der Bundesrat will nach Fukushima die 
Energieversorgung umbauen und auf den Neubau von Kern-
kraftwerken	verzichten.	Die	Schweizer	Wirtschaft	anerkennt,	
dass aus politischen Gründen in absehbarer Zeit keine neuen 
Kernkraftwerke in der Schweiz gebaut werden. Die Neuaus-
richtung der Energiepolitik darf jedoch die in der Bundesver-
fassung	 geforderte	 ausreichende,	 sichere,	 breit	 gefächerte,	
wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung 
nicht gefährden.

markt als chancE
Als Ergänzung zu den politisch gewollten und sub-
ventionierten,	aber	teuren	erneuerbaren	Energien,	
vorab	aus	Sonne	und	Wind,	sind	flexibel	einsetzba-
re	Kraftwerke	gefragt,	die	jedoch	im	Vergleich	zur	
Bandenergie ebenfalls teuren Strom produzieren. 
Das können Pumpspeicherkraftwerke oder auch 
Gaskraftwerke sein. Das unsichere regulatorische 
Umfeld und der oben beschriebene Preiszerfall be-
wirken	jedoch,	dass	sich	Neuinvestitionen	in	nicht	
subventionierte	Technologien	momentan	kaum	loh- 
nen,	ja	sogar	teilweise	der	Betrieb	bestehender	An-
lagen	nicht	mehr	wirtschaftlich	ist.	Deutschland	ver- 
sucht dieses Problem mit weiteren Subventionen 
anzugehen. Letztlich muss ganz Europa jedoch zu 
einem	funktionierenden	Markt	zurückfinden.	Nur	so 
können Investitionsentscheide langfristig sinnvoll 
gefällt werden.

*		20-20-20-Ziele:	20	Prozent	weniger	Treibhausgasemissionen	als	2005; 
20	Prozent	Anteil	an	erneuerbaren	Energien;	20	Prozent	mehr	Energie-
effizienz bis zum Jahr 2020.

Die Situation auf den Energiemärkten hat sich grundlegend  
geändert. Eine Neuausrichtung der Energiepolitik  
muss Signale setzen für wirtschaftliche Investitionen.
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Die Neuausrichtung der Energiepolitik  
erfordert einen Grundsatzentscheid.  
Das Volk soll an der Urne mitreden.

dirEktE dEmokratiE

Volk und ständE 
EinbindEn

analysE  Das Stimmvolk redet in der Schweizer Energiepo-
litik ein wichtiges Wort mit. Das gilt sowohl auf der nationalen 
als auch auf der kantonalen und kommunalen Ebene. In der 
Energiepolitik prallen entgegengesetzte Weltanschauungen 
aufeinander.	Seit	der	Club	of	Rome	in	den	frühen	1970er-Jah-
ren	die	Wachstumsdiskussion	anschob,	stand	die	Energiepoli-
tik	immer	wieder	auf	dem	Abstimmungskalender.	Vielfach	wa- 
ren die Entscheide knapp. 

Wir erinnern uns insbesondere an den Kampf und den Schiff-
bruch	des	Energieartikels	1983,	das	Ja	zum	Atommoratorium	
1990,	das	Nein	zu	neuer	Förderabgabe,	Solarinitiative	und	Ge-
genvorschlag	 im	Jahr	2000,	das	Scheitern	des	Elektrizitäts-
marktgesetzes 2002 und das deutliche Nein zum Atomausstieg 
im Jahr 2003.

Auch	auf	kantonaler	Ebene	ist	das	Thema	Energie	laufend	prä- 
sent. Gerade in jüngster Zeit – und somit im Kontext der Neu-
ausrichtung der Energiepolitik – wurden in verschiedenen 

Kantonen vielbeachtete Entscheide ge-
fällt. Der Kanton Bern entschied sich am 
3.	März	2013	mit	65,3	Prozent	Nein-Stim-
men deutlich gegen die Initiative «Bern 
erneuerbar». Auch der Gegenvorschlag 
zur	Initiative	wurde	mit	51,4	Prozent	ab-
gelehnt. Die Angst vor teuren Liegen-
schaftssanierungen	und	steigenden	Mie- 
ten liess die Berner zurückschrecken. Im  

Kanton Freiburg lehnten die Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger am 25. November 2012 das Energiegesetz mit einem 
Nein-Stimmenanteil	von	50,8	Prozent	ab.	Die	Vorlage	wollte	
Hauseigentümer	verpflichten,	Elektroheizungen	durch	andere	
Wärmequellen zu ersetzen. 

Insgesamt	fällt	auf,	dass	die	Bevölkerung	zwar	in	
Umfragen grossmehrheitlich hinter der «Energie-
wende»	steht,	doch	spricht	sich	der	Souverän	in	meh- 
reren kantonalen Abstimmungen gegen einschrän-
kende und teure energiepolitische Massnahmen aus. 
Auch Entscheide auf kommunaler Ebene geben zu 
reden. Im Juni 2013 äusserten sich die Stimmbürger 
der beiden Waadtländer Gemeinden Daillens (mit 
78,3	Prozent	der	Stimmen)	und	Oulens-sous-Echal-
lens	(mit	85,4	Prozent	der	Stimmen)	klar	gegen	den	
Bau eines Windparks auf ihrem Gemeindegebiet.

Man	kann	insbesondere	die	kommunalen	Volksent- 
scheide	mit	dem	Sankt-Florians-Prinzip	abtun.	Doch	
die	Gründe	liegen	tiefer.	Es	fehlt	an	einer	klaren	Ori- 
entierung. Wohin steuert die Schweizer Energie-
politik genau? Noch gibt es viele Vorstellungen. Der 
Verzicht auf den Neubau von Atomkraftwerken al-
lein genügt als Kompass für die neue Energiepolitik 
nicht. Ohne einen breiten nationalen Konsens an der 
Urne hat die Energiestrategie rein deklamatorischen 
Charakter. Sie bleibt Absicht ohne die Kraft des 
Volkswillens. 

Das birgt eine grosse Gefahr. Der Bund setzt in der 
Energiepolitik	Ziele,	doch	die	konkrete	Umsetzung	
kommt nicht vom Fleck. Formulierte Massnahmen 
erzeugen	nicht	die	gewünschte	Wirkung;	konkrete	
Projekte können nicht umgesetzt werden. Die Kon-
sequenz einer solchen Politik liegt im Energiebereich 
auf der Hand: Der Import von Strom wird laufend zu-
nehmen. Welche Art von Strom importieren wir da? 
Es	wird	nicht	nur	Ökostrom	aus	Deutschland	sein,	
sondern Atomstrom aus Frankreich und auch Koh-
lenstrom wird sich in unseren Netzen ausbreiten. 
Was immer es für Strom ist: Letztlich vergrössert 
sich durch eine solche Politik die Abhängigkeit vom 
Ausland. Die Versorgungssicherheit in der Schweiz 
nimmt ab.

dEr VErzicht auf dEn  
nEubau Von atomkraft- 
wErkEn allEin gEnügt  
als kompass für diE nEuE 
EnErgiEpolitik nicht.



position 
dEr 
wirtschaft 

Der Grundsatzentscheid von Volk und 
Ständen zur Ausrichtung und Umsetzung 
der neuen Energiepolitik soll frühzeitig 
und gleichzeitig mit den entscheidenden 
Massnahmen eingeholt werden.

Die Konsequenzen der neuen Energie- 
politik für Strompreise, Umwelt, Aus-
landsabhängigkeit und Wohlstand sind 
aufzuzeigen.

Anstelle eines 40-Jahres-Plans ist es 
sinnvoller, realistische und klare Ziele für 
überschaubare Etappen zu setzen. Alle 
fünf Jahre muss evaluiert werden, ob die 
Ziele richtig gesetzt wurden.

w  siehe auch Beilage

Der Bundesrat will die politischen Voraussetzungen 
für die Neuausrichtung der Energiepolitik in zwei 
Phasen schaffen. In der ersten Phase werden unter 
dem Titel «politische Massnahmen» insbesondere 
die	Ziele	der	neuen	Energiepolitik	definiert.	Und	erst	
in	der	zweiten	Phase	unter	dem	Titel	«neue	Energie- 
politik» sind die entscheidenden und wohl auch ein-
schneidenden	Massnahmen	zur	Umsetzung	enthal- 
ten. Volk und Stände sollen erst bei der zweiten Pha-
se	mitreden	können,	da	diese	Phase	eine	Änderung	
der Bundesverfassung mit sich bringt. 

Wir	halten	dieses	Vorgehen	für	falsch.	Ein	Grundsatz- 
entscheid über das Gesamtpaket der Neuausrich-
tung der Energiepolitik ist aus unserer Sicht unum-
gänglich. Ziele und Massnahmen müssen auch in 
der Energiepolitik aufeinander abgestimmt sein. 

Sollte das für die zweite Phase vorgesehene Mass-
nahmenpaket	an	der	Urne	scheitern,	befände	sich	
die Schweiz in einer energiepolitischen Sackgasse. 
Die	notwendigen	Mittel	und	Massnahmen	für	die	Um- 
setzung	der	bundesrätlichen	Strategie	würden	weit- 
gehend wegfallen. Bei der energiepolitischen Wei-
chenstellung braucht es ein offenes Visier. Volk und 
Stände sollen gleichzeitig über Ausrichtung und 
Umsetzung der Energiepolitik entscheiden. Nur so 
kann sich der Volkswille unverfälscht artikulieren.

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

fazit  Selbstverständlich ist die Energiestrategie – und mit 
ihr der Umbau unserer Stromversorgung – eine langfristige 
Angelegenheit. Gegenwärtig braucht es einen Richtungsent-
scheid,	doch	eine	detaillierte	Planung	über	40	Jahre	macht	
wenig	Sinn.	Laufend	verändern	sich	viele	Variablen,	Voraus-
sagen müssen angepasst werden. Als Beispiel nennen wir nur 
zwei	wichtige	Fragen:	Lässt	sich	der	Pro-Kopf-Verbrauch	an	
Energie tatsächlich so schnell senken? Wie schnell kommt der 
Umbau des Energiesystems voran? 

Viele	Einflussfaktoren	bestimmen	laufend	den	Erfolg	der	Ener- 
giestrategie.	Anstelle	eines	40-Jahres-Plans	ist	es	sinnvoller,	
realistische und klare Ziele für überschaubare Etappen zu set-
zen.	Deshalb	schlagen	wir	vor,	alle	fünf	Jahre	zu	evaluieren,	ob	
die Ziele richtig gesetzt wurden.
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dirEktE dEmokratiE

«ausstiEgsdEbattE 
ist EinE 
schEindEbattE»
Drei Fragen an Rudolf Minsch, Vorsitzender der  
Geschäftsleitung a. i. von economiesuisse, zur Haltung des  
Dachverbands in der aktuellen Energiediskussion.

prof. dr. rudolf minsch,  
Vorsitzender der  

Geschäftsleitung a.i. von 
economiesuisse,	be- 

zeichnet	Strom	als	Lebens- 
elixier der Wirtschaft.

«bEi EinEm schwEizwEitEn  
stromausfall Von EinEr halbEn  

stundE wärE mit schädEn  
Von übEr 250 millionEn frankEn  

zu rEchnEn.»



DIE SCHWEIZER WIRTSCHAFT HAT SICH VON ANFANG AN  
KRITISCH MIT DER ENERGIESTRATEGIE DES BUNDESRATS  
AUSEINANDERGESETZT. WIESO DIESE BLOCKADEHALTUNG?

RUDolF MINScH Von einer Blockadehaltung kann keine Rede sein. 
Wir	stellen	hingegen	kritische	Fragen,	denn	Strom	ist	das	Le-
benselixier der Wirtschaft. Denken Sie an komplexe industriel-
le Prozesse oder den Betrieb von Rechenzentren. Ohne Strom 
geht da gar nichts. Funktioniert die Stromversorgung nicht 
zuverlässig,	 sind	 die	 Kosten	 immens.	 Gemäss	 Studien	 des	
Bundes wäre bei einem schweizweiten Stromausfall von einer 
halben Stunde mit Schäden von über 250 Millionen Franken zu 
rechnen.	Nach	Schätzungen	der	chemisch-pharmazeutischen	
Industrie würde der strombedingte Ausfall eines einzigen Ar-
beitstages zu Einbussen bei den Exporten von 350 Millionen 
Franken	führen.	Deshalb	stehen	wir	in	der	Pflicht,	unangeneh-
me Fragen zu stellen – aus Sorge um den Standort Schweiz und 
nicht aus einer Blockadehaltung heraus. 

DENNOCH STEHT EIN VORWURF IMMER IM RAUM:  
DIE WIRTSCHAFT WILL EINFACH NEUE AKW BAUEN.

RUDolF MINScH Das ist kein Vorwurf – das ist ein grosses Missver-
ständnis:	Der	Wirtschaft	spielt	es	keine	Rolle,	wie	der	Strom	in	
der	Schweiz	hergestellt	wird,	solange	die	Versorgung	sicher-
gestellt ist und die Preise wettbewerbsfähig sind. Die bishe-
rige Stromversorgung erfüllte diese Bedingungen und wurde 
von	der	Bevölkerung	getragen.	Nun	ste- 
hen	wir	vor	der	Situation,	dass	die	beste- 
henden Kernkraftwerke aus politischen 
Gründen nicht erneuert werden können. 
Zudem	ist	im	Moment	niemand	bereit,	in	
die	Produktion	von	Bandenergie	zu	inves- 
tieren. Die Ausstiegsdebatte ist deshalb 
eine Scheindebatte. Die Wirtschaft ist  
längst	einen	Schritt	weiter.	Jetzt	geht	es	darum,	eine	neue	Ener- 
giepolitik	so	zu	gestalten,	dass	die	hohe	Versorgungssicherheit	
gewährleistet	bleibt,	ohne	dass	die	Preise	explodieren.	Das	
dient sowohl den Arbeitsplätzen als auch der Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Landes.

«EinE ErfolgrEichE  
EnErgiEpolitik braucht 
diE abstützung  
in dEr bEVölkErung.»

WELCHEN BEITRAG LEISTET DENN DIE WIRTSCHAFT 
ZUR NEUEN ENERGIEPOLITIK?

RUDolF MINScH Mit der vorliegenden Publikation le-
gen wir eine ganze Reihe konkreter Lösungen vor 
und	sind	bereit,	bei	der	Umsetzung	aktiv	mitzuhel-
fen. Dazu gehört die Liberalisierung des Strom-
marktes,	 der	 Abschluss	 eines	 Stromabkommens	
mit der EU oder mehr Markt bei der Produktion und 
der Steuerung des Verbrauchs. Zudem haben un-
sere	Firmen	im	Rahmen	der	Energie-Agentur	der	
Wirtschaft	bewiesen,	dass	sie	fähig	sind,	Energie	
einzusparen. Dieses Erfolgsmodell müssen wir 
fortsetzen. Der beste Garant für eine erfolgreiche 
Energiepolitik bleibt aber auch in Zukunft die Ab-
stützung in der Bevölkerung. Deshalb führt kein 
Weg an einer Volksabstimmung vorbei. Andernfalls 
droht dieses Generationenprojekt zwischen Einzel-
interessen aufgerieben zu werden.

+ 12,6%
zunahmE dEs stromVErbrauchs
von 2000 bis 2012

– 7%
abnahmE dEs End EnErgiE-
VErbrauchs 
pro Kopf von 2000 bis 2012
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wesentlich	langsamer	voranschreiten	als	geplant,	
weil	auch	grosse	Wind-	und	Solaranlagen	mit	Pro-
blemen der Akzeptanz kämpfen und erhebliche Wi-
derstände	hervorrufen.	Das	heisst	aber	auch,	dass	
die bestehenden Kernkraftwerke weiterhin eine 
grosse	Bedeutung	für	die	Versorgungssicherheit	ha- 
ben.	So	lange	sie	sicher	betrieben	werden	können,	
sollten sie deshalb am Netz bleiben. Schon heute ist  
die	Schweiz	auf	Importe	aus	der	EU	angewiesen,	um 
die Versorgung jederzeit sicherzustellen. Sie wer-
den künftig zweifellos noch zunehmen. Zusätzlich 
bietet sich der Bau von Gaskombikraftwerken an. 
Sie müssen jedoch rentabel betrieben werden kön-
nen. Das Gleiche gilt für den Ausbau der Wasser-
kraft. Es dürfen ihr keine zusätzlichen Steine in den 
Weg gelegt werden.

Die Stromversorgung ist ein komplexes  
System. Veränderungen brauchen 
Zeit und müssen gut abgestimmt sein.

produktion und VErbrauch 

Ein VErnEtztEs 
gEsamtsystEm

analysE  Rund 55 Prozent Wasserkraft und 40 
Prozent Kernenergie prägten über Jahrzehnte den 
Schweizer	Strommix.	Die	Neuausrichtung	der	Ener- 
giepolitik	beendet	diese	Balance	nicht	sofort,	die	 
bestehenden	Kernkraftwerke	sollen,	so	lange	sie	
sicher	betrieben	werden	können,	weiterhin	Strom	

produzieren.	Langfristig	bedeutet	die	Neu- 
ausrichtung der Energiepolitik zweifel-
los,	dass	die	40	Prozent	Kernenergie	er-
setzt werden müssen. Das ist eine gros-
se	Herausforderung.	 Die	 Versorgungs- 
sicherheit und die Konkurrenzfähigkeit 
des Standorts Schweiz dürfen nicht ge-
fährdet werden. Gemäss einem realisti-
schen	Szenario	des	Verbands	der	Schwei- 

zerischen	Elektrizitätsunternehmen	(VSE)	wird	der	
Verbrauch von Strom bis 2050 um 25 Prozent zuneh-
men.	Effizienzgewinne	genügen	also	nicht,	um	den	
Verbrauch nachhaltig zu drosseln. 

Selbst	 wenn	 es	 gelingt,	 den	 Gesamtenergiever-
brauch	zu	senken,	wird	der	Stromverbrauch	weiter	
zunehmen. Dafür gibt es gute Gründe. Die Bevölke-
rung und auch die Wirtschaft wachsen weiter. Zu-
dem nimmt der Wohnraum pro Kopf laufend zu.

Eine grosse Herausforderung ist der zunehmende 
Anteil	 unregelmässiger	 Stromproduktion,	 etwa	
durch	 Sonnen-	 und	 Windenergie.	 Diese	 Unregel-
mässigkeit verlangt nach Speicherkapazitäten und  
einem Ausbau der Netze. Auf den ersten Blick sin-
ken die Kosten für Solarstrom. Doch dies ist nur die 
halbe	Wahrheit.	Entscheidend	sind	letztlich	die	Kos-
ten des Gesamtsystems. Dazu gehören die Kosten 
für die Integration des Solarstroms in die Netze und 
die	Speicherung.	Auch	in	Deutschland	sind	diese	Kos- 
ten noch immer nicht bekannt. Das Argument sin-
kender	Produktionskosten	von	Solarstrom	ist	des- 
halb aus energiewirtschaftlicher Perspektive wenig 
aussagekräftig. Entscheidend ist der Gesamtwir-
kungsgrad des Versorgungssystems.

sElbst wEnn Es gElingt, 
dEn gEsamtEnErgiE- 
VErbrauch zu sEnkEn, 
wird dEr stromVEr-
brauch wEitEr zunEhmEn.



position 
dEr 
wirtschaft 

Der Ausbau der Solar- und Windenergie  
ist von begrenztem Nutzen, so lange  
keine ausreichenden Speicherkapazitäten 
verfügbar sind.

Nur Preissignale können das Investitions- 
verhalten von Stromproduzenten,  
Netzbetreibern und Stromverbrauchern  
sinnvoll lenken.

Die internationale Einbindung der Schweizer 
Stromversorgung durch ein bilaterales  
Abkommen mit der EU ist abzusichern.

Für die Stromproduktion müssen klare und  
stabile Rahmenbedingungen bestehen: 
w Die bestehenden Kernkraftwerke sollen  
so lange am Netz bleiben, wie es die Sicherheit  
erlaubt. 
w Die fossile Stromproduktion darf nicht  
durch Bestimmungen verhindert werden,  
die einen rentablen Betrieb verunmöglichen  
(Beispiel: co²-Gesetz).

Die Wasserkraft muss rentabel betrieben  
und ausgebaut werden können. Subventionen  
in neue erneuerbare Energien laufen dem  
entgegen.

w  siehe auch Beilage

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

stromquellen 
Sichere Produktion  

von Strom stützt sich  
auf viele Quellen.

2050 

2013



produktion und VErbrauch

blick in diE 
kristallkugEl 
stromVErsorgung
Schätzungen von Produktion und Verbrauch 
von Strom müssen realistisch sein. Die  
Politik darf keine blauäugigen Entscheide fällen.

Der Ersatz von 40 Prozent Kernenergie aus dem 
Schweizer	Strommix	ist	in	den	nächsten	Jahrzehn-
ten	eine	grosse	Herausforderung.	Dabei	sind	Schät- 
zungen der Entwicklung von Produktion und Ver-
brauch eine wichtige Stütze. Im Gegensatz zum Bund 
beschränken wir den Blick aufgrund der langfristig 
steigenden Unsicherheit indes auf die Entwicklung 
bis 2035.

Entwicklung dEs stromangEbots
Der Bundesrat legt für den Ausbau der Stromerzeu-
gung aus erneuerbarer Energie sowie zusätzlicher 
Stromerzeugung aus Gas ambitiöse Ziele fest.

Der Verband der Schweizeri-
schen Elektrizitätsunterneh-
men	 (VSE)	hat	die	künftigen	
Produktionspotenziale in der 
Studie «Wege in die Strom-
zukunft 2012» eingeschätzt. 
Grundsätzlich gehen wir davon  

aus,	dass	die	ökologischen,	sozialen	und	wirtschaft- 
lichen Potenziale der erneuerbaren Energie genutzt 
werden. Allerdings werden sie sich weniger schnell 
entwickeln als vom Bund angestrebt. Zudem ist das 
Problem der Netzintegration und der saisonalen 
Speicherung im Moment ungelöst.

Nur ein vermehrter Import kann den Strommarkt in 
der Schweiz in Zukunft ins Gleichgewicht bringen. 
Die Stromimporte werden für die Deckung der An-
gebotslücke eingesetzt. 

nur Ein VErmEhrtEr  
import kann dEn strom-
markt in dEr schwEiz  
in zukunft ins glEich- 
gEwicht bringEn.

Der Vergleich zwischen dem realistischen Szenario 
des VSE und der Zielsetzung des Bundes zeigt ins-
besondere beim Beitrag der erneuerbaren Energi-
en eine grosse Diskrepanz. w Grafik «Vergleich Produk- 

tionspotenziale VSE und Bund». Die Ziele des Bundes 
dürften	 sich	 als	 viel	 zu	 hoch	 gegriffen	 erweisen;	
Grund	dafür	sind	die	vielfältigen	Zielkonflikte	im	Na-
tur-	und	Landschaftsschutz.	Auch	die	Geothermie	
wird die hochgesteckten Erwartungen möglicher-
weise nie erfüllen können. Wie schon in Basel hat 
eine Geothermiebohrung nun auch in St. Gallen ein 
Erdbeben ausgelöst. Eine gewisse Skepsis ist also 
auch gegenüber dieser noch wenig erprobten Tech-
nologie angebracht. Insgesamt schätzen wir den 
Beitrag	der	neuen	erneuerbaren	Energien	(Biomas- 
se,	Wind,	Sonne,	Geothermie)	auf	4,4	TWh	im	Jahr	
2035.	Der	Bund	geht	von	11,9	TWh	aus.

Entwicklung dEr stromnachfragE
Der Bundesrat rechnet mit einem Rückgang des 
Pro-Kopf-Verbrauchs.	Gegenüber	2000	soll	er	2035	
16 Prozent weniger betragen. Der VSE geht in sei-
nem Szenario von einem weiter steigenden Strom-
verbrauch	aus.	Diese	Annahme	ist	realistisch.	Wäh- 
rend der Endenergieverbrauch zwischen 2000 und 
2010	um	jährlich	0,7	Prozent	gesunken	ist,	stieg	der	
Stromverbrauch	in	der	gleichen	Periode	um	durch-
schnittlich	jährlich	1,3	Prozent	an.	Diese	Entwick-
lung dürfte sich – wenn auch etwas gedämpft – fort-
setzen. w Grafik «Vergleich Nachfrageentwicklung Bund 

und VSE».
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VSE Bund

Der VSE rechnet mit einem wachsenden Importanteil zur Deckung  
der Nachfrage. Die tiefere Nachfrage im Jahre 2035 beim Bund wird  
weitgehend autark gedeckt. 

Quelle:	VSE,	2012

VErglEich nachfragEEntwicklung  
bund und VsE
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Im Gegensatz zum Bund rechnet der VSE  
mit einer steigenden Nachfrage nach Strom.

Quelle:	VSE,	2012

500
kErnkraftwErkE
in der Schweiz

610
wassErkraftwErkE
in der Schweiz

55%
antEil dEr wassErkraft
an der Schweizer Stromproduktion



Zur Neuausrichtung der Energiepolitik gehört  
die Marktöffnung unabdingbar dazu. Die  
Schweiz ist Teil des europäischen Strommarktes.

marktöffnung

spiElfEld 
ErwEitErn

analysE  Die EU läutete 1996 die Vereinheitlichung des Bin-
nenmarktes für Strom ein. Seit 1990 wurde zuerst in England 
und	Norwegen,	anschliessend	 in	den	übrigen	europäischen	
Ländern der Strommarkt schrittweise geöffnet. Seit 2009 gilt 
das dritte Binnenmarktpaket. Die EU bezweckt damit die Inte-
gration	zu	einem	eigentlichen	EU-Markt	für	Strom.

Die Schweiz ging den Weg zur Marktöffnung deutlich bedächti-
ger und mit Rückschlägen an. Basierend auf dem Wettbewerbs-
recht erstritten Grossverbraucher bei der Wettbewerbskom-
mission	im	Jahr	2000	eine	Marktöffnung,	worauf	der	Bundesrat	
ein	Gesetz	nach	den	Grundzügen	des	EU-Binnenmarktes	auf-
legte. Doch dieses Elektrizitätsmarktgesetz wurde 2002 vom 
Volk	abgelehnt.	Mit	dem	Versprechen,	Kleinverbraucher	mehr	
zu	schützen,	wurde	das	Stromversorgungsgesetz	2009	einge-
führt. Es gewährt den Kleinverbrauchern eine Grundversor-
gung zu Gestehungskosten. Verbraucher mit einem grösseren 
Stromverbrauch	können	in	den	freien	Markt	gehen,	verlieren	
jedoch den Anspruch auf die Grundversorgung. Bis 2011 stie-
gen	 die	Marktpreise	 für	 Strom,	weshalb	 kein	 Interesse	 am	
Marktzugang bestand. Seither sind die Strompreise in Europa 
im	Sinkflug.	Mit	der	Konsequenz,	dass	mittlerweile	schon	viele	
Industrie-	und	Dienstleistungsunternehmen	den	freien	Markt	
betreten haben. 

Die Schweiz ist seit jeher stark im europäischen 
Strommarkt eingebunden. Kein anderes Land hat 
seine Stromversorgung derart international ver-
netzt. Der Inlandsverbrauch der Schweiz ist prak-
tisch gleich gross wie die Importe und Exporte von 
Strom von und nach der Schweiz. Das heisst: Die 
Schweiz	ist	seit	den	1950er-Jahren	die	Stromdreh-
scheibe Europas. Sowohl der Ausbau der Wasser-
kraft	als	auch	der	grenzüberschreitenden	Übertra- 
gungsleitungen hat die länderübergreifende Opti-
mierung von Wasserkraft und thermischen Kraft-
werken ermöglicht. Es resultierte eine zuverlässige 
und	kostengünstige	Stromversorgung.	Mit	der	Öff- 
nung des Strommarktes in der EU wurden die Spiel-
regeln grundlegend verändert: Nicht mehr der  
Grosshandelsmarkt unter den Stromproduzenten 
zählt,	sondern	ein	Markt,	an	dem	auch	Kleinverbrau- 
cher,	Gewerbe	und	Haushalte	diskriminierungsfrei	
teilnehmen können. 

strommarkt 
Obwohl die Stromleitungen in  

jedem	Land	anders	aus- 
sehen,	macht	der	europäische	 

Strommarkt vor Grenzen  
nicht halt. 
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– 2%
abnahmE dEs industriEllEn 
EnErgiEVErbrauchs
in der Schweiz von 2000  bis 2012

– 934 000
abnahmE dEs VErbrauchs  
an ErdölproduktEn
in der Schweiz von 2000 bis 2012,  
in Tonnen

fazit  Die gesetzliche Trennung von Grundversorgung und 
Markt erweist sich zunehmend als Hindernis. Klar ist: Die voll-
ständige Marktöffnung würde auch den erneuerbaren Energi-
en neue Chancen eröffnen und den Zugang zu neuen Kunden 
gewähren.	Der	Vorteil	des	offenen	Strommarktes	sind	unver-
fälschte Preissignale. Investoren erhalten klare Hinweise für  
den Ausbau und die Erneuerung der Infrastruktur. In der 
Schweiz ist die Öffnung des Strommarktes seit Langem fällig.

Im	bilateralen	Stromabkommen	mit	der	EU,	das	seit	2007	aus-
gehandelt	wird,	sollen	beidseitige	Rechte	und	Pflichten	veran-
kert werden. Hinsichtlich der Umsetzung der Energiestrategie 
des Bundesrats ist das bilaterale Abkommen eine unverzicht-
bare Grundlage. 

position 
dEr 
wirtschaft 

Die vollständige liberalisierung des Strommarktes 
ist eine zwingende Voraussetzung für die  
Neuausrichtung der Energiepolitik und ist daher 
mit der Energiestrategie 2050 zu verknüpfen. 

Marktbasierte Preissignale sind entscheidend  
für Investitionen von Stromproduzenten und  
Netzbetreibern sowie das Verhalten der Strom- 
verbraucher. 

Das bilaterale Abkommen zwischen der Schweiz 
und der EU im Strombereich schafft Rechts- 
sicherheit. Der diskriminierungsfreie Zugang zum 
EU-Binnenmarkt ist die Basis für eine zu- 
verlässige und kostengünstige Stromversorgung 
in der Schweiz.

w  siehe auch Beilage

0,15%
schwEizEr antEil
am globalen co²-Ausstoss 2012

+ 27,6%
zunahmE dEr industriEllEn  
produktion
in der Schweiz von 2000 bis 2012

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.



14 | 15 WERNER	HUG,	WIE	HOCH	IST	IHRE	 
ENERGIERECHNUNG?

WERNER HUG	 Wir	setzen	rund	1,5	Millionen	Franken	
jährlich für Strom und Gas ein. Das entspricht etwa 
zwei Prozent des Umsatzes der von uns gefertigten 
Produkte. 

WO SEHEN SIE DIE VORTEILE  
EINER ÖFFNUNG DES STROMMARKTES?

WERNER HUG Bei den anderen Energien gibt  
es einen Marktpreis. Heizöl und Gas sind 
in der ganzen Schweiz etwa gleich teuer. 
Beim Strom haben wir im Kanton Luzern 
andere Preise als etwa in der Ostschweiz. 

Seit rund einem Jahr kaufen wir den Strom am frei-
en Markt ein. 

HABEN SIE IHREN STROMLIEFERANTEN  
GEWECHSELT?

WERNER HUG Wir haben einen neuen Lieferanten für die 
Standorte Malters und Willisau. Den Lieferanten für 
Trimbach haben wir beibehalten.

HAT IHRE KONKURRENZ IN DER EU  
EINEN VORTEIL BEI DEN STROMPREISEN?

WERNER HUG	 Ich	glaube	nicht,	dass	wir	grosse	Nach-
teile	beim	Strompreis	haben.	Allerdings	sind	wir	be- 
sorgt,	dass	die	Strompreise	wegen	der	Energiewen- 
de weiter steigen könnten. Nachteile gegenüber der 
EU-Konkurrenz	haben	wir	vor	allem	bei	den	für	uns	
wichtigen Rohstoffen wie Mehl und Butter. Da ist die 
Schweiz um den Faktor 2 bis 3 teurer. 

WELCHE VORTEILE ZIEHEN SIE AUS  
DER WAHLMÖGLICHKEIT AM STROMMARKT?

WERNER HUG	 Für	gewisse	Produktionsstandorte	bezie- 
hen wir 100 Prozent Strom aus Wasserkraft. Damit 
können	wir	unsere	Nachhaltigkeitsstrategie	umset- 
zen. Im Moment ist dieser Strom um neun Prozent 
günstiger als das frühere Angebot. Daneben inves-
tieren wir auch in eigene Solarstromanlagen auf 
unseren Dächern. Allerdings ist der Anteil unseres 
Solarstroms im Vergleich zum Verbrauch nur ge-
ring. 

WARUM IST DIE MARKTÖFFNUNG IM KONTExT DER 
NEUAUSRICHTUNG DER ENERGIEPOLITIK WICHTIG?

WERNER HUG	 Wir	haben	uns	bereits	aus	der	Grundver- 
sorgung verabschiedet. Nun sind wir im freien Markt. 
Uns ist daher Transparenz über das weitere Vor-
gehen bei der Neuausrichtung der Energiepolitik 
wichtig.	Wir	möchten	wissen,	was	uns	da	bevorsteht.	

DIE	BEVÖLKERUNG	BEGEGNET	DER	MARKT- 
ÖFFNUNG	BEIM	STROM	MIT	SKEPSIS,	MIT	RECHT?

WERNER HUG In den letzten Jahren hat sich in meiner 
Wahrnehmung die Stimmung verändert. Wegen der 
hohen Preise in der Zentralschweiz wünschen sich 
die	Leute	Wahlfreiheit,	um	andere	und	günstigere 
Angebote auszusuchen. Wenn die Grossverbraucher 
günstigere	Preise	erhalten,	möchten	die	Haushalte	
auch	davon	profitieren.	Viel	zu	diskutieren	gaben	die	
Konzessionsabgaben an die Gemeinden. Im Kanton 
Luzern leben die Gemeinden von diesen Einnahmen. 
Viele	Leute	waren	gegen	die	Liberalisierung,	weil	sie	
Angst	hatten,	dass	dann	die	Gemeindefinanzen	aus	 
dem Lot geraten. Das hat sich ja nicht bewahrheitet. 
Ich	bin	aber	trotzdem	froh,	dass	die	Gemeinden	nicht	 
noch mehr an dieser Steuerschraube drehen. 

marktöffnung

«mit wassErkraft 
könnEn wir nach- 
haltigkEit umsEtzEn»
Gespräch mit dem Unternehmer Werner Hug  
zum Thema Bedeutung der Öffnung des Strommarktes  
für ein Unternehmen der lebensmittelindustrie.

«wEnn diE grossVEr-
brauchEr günstigErE 
prEisE ErhaltEn, möchtEn  
diE haushaltE auch  
daVon profitiErEn.»



marktöffnung

«unsEr intErEssE 
am EuropäischEn 
strommarkt»
Botschafter Henri Gétaz zum bilateralen Strom- 
abkommen zwischen der Schweiz und der EU. Gétaz ist chef  
der Direktion für europäische Angelegenheiten im EDA.

WIE VIELE JAHRE HABEN  
DIE VERHANDLUNGEN BISHER GEDAUERT?

HENRI GéTAZ Die Verhandlungen wurden am 8. No-
vember	2007	offiziell	aufgenommen.	Hintergrund	
ist	das	Blackout	in	Norditalien	im	September	2003,	
in dessen Folge exploratorische Gespräche geführt 
wurden. Ein wichtiger Grund für die lange Dauer ist 
die Verabschiedung einer neuen Rechtsgrundlage 
im Energiebereich in der EU Mitte 2009.

STEHEN WIR KURZ VOR DEM ABSCHLUSS?

HENRI GéTAZ In vielen technischen Fragen konnten in 
den letzten Monaten Fortschritte erzielt werden.  
Beim	Stromabkommen	handelt	es	sich	um	ein	Markt- 
zugangsabkommen,	das	nur	mit	einer	Lösung	der	
übergeordneten	institutionellen	Fragen	funktionie- 
ren kann. Durch den Richtungsentscheid des Bun-
desrats zur Europapolitik am 26. Juni 2013 wurde 
das Fundament für einen baldigen Abschluss der 
Stromverhandlungen gelegt. Ich bin entsprechend 
zuversichtlich.

WO LIEGEN DIE INTERESSEN DER SCHWEIZ?

HENRI GéTAZ	 Die	Schweiz	hat	ein	Interesse,	dass	der	
europäische	Strommarkt	die	Schweiz	so	einbezieht,	
dass sie ihre Stärken wie den grenzüberschreiten-
den	Stromhandel	und	die	flexible	Stromproduktion	
dank Speicherseen auch in Zukunft wahrnehmen 
und ausbauen kann. In ganz Europa sind namhafte 
Investitionen sowohl beim Ausbau als auch bei der 
Erneuerung der Netze und der Produktion nötig. 
Durch eine Koordination mit der EU können in der 
Schweiz Investitionen in Netze und Produktion wir-
kungsvoller	und	wahrscheinlich	kostengünstiger	ge- 
tätigt	werden.	Je	stärker	die	Schweiz	auf	erneuerba- 
re	Energien	zurückgreifen	will,	umso	wichtiger	ist 
die	Einbettung	in	Europa.	Letztlich	geht	es	darum,	
für die Schweiz die Versorgungssicherheit zu tiefst-
möglichen Preisen zu gewährleisten. Die Interessen 
der EU gehen in die gleiche Richtung. 

WER PROFITIERT VOM ABKOMMEN?

HENRI GéTAZ	 Von	einem	Stromabkommen	profitieren 
Produzenten und Konsumenten gleichermassen. 
Produzenten können durch die Anbindung an den 
grösseren europäischen Markt weiterhin vom 
grenzüberschreitenden	 Stromhandel	 profitieren.	
Konsumenten	profitieren	von	einem	breiteren	und	
kostengünstigeren Stromangebot.

WO SIND DIE KNACKPUNKTE?

HENRI GéTAZ	 Es	ist	wichtig,	die	besondere	
Ausgangslage	 der	 Schweiz	 zu	 berück-
sichtigen.	Dazu	zählt	die	teilweise	Markt- 
öffnung	in	der	Schweiz	und	die	Anerken- 
nung	der	Gleichwertigkeit	des	Umwelt-	
und Wettbewerbsrechts. Auch die Ziel-
vorgaben	für	erneuerbare	Energien	müs- 
sen mit der Energiestrategie des Bundesrats ab-
geglichen werden. Nebst anderen Punkten ist ein 
Verhandlungsabschluss von einer Lösung der ins-
titutionellen Fragen in den Beziehungen zur EU 
abhängig.

WIRD DIE ENERGIEPOLITIK NACH BRüSSEL  
DELEGIERT?

HENRI GéTAZ überhaupt nicht! Das Gegenteil ist rich-
tig.	In	den	1950er-Jahren	wurden	über	die	Schweiz	
die französischen und deutschen Stromnetze mit-
einander synchronisiert. Dies war die Geburts-
stunde des europäischen übertragungsnetzes. Die  
Schweiz ist seither ein wichtiges Stromtransitland 
und physisch im europäischen Netz integriert. Mit 
einem Stromabkommen zwischen der Schweiz und  
der	EU	wird	die	Voraussetzung	geschaffen,	mit	der	
diese starke Position der Schweiz auch in der Zu-
kunft gewahrt werden kann.

«JE stärkEr diE schwEiz 
auf ErnEuErbarE EnEr-
giEn zurückgrEifEn will,  
umso wichtigEr ist  
diE EinbEttung in Europa.»



16 | 17 fazit  Das Parlament hat sich zur Technologieof-
fenheit bekannt. Dem müssen jetzt aber Taten folgen. 
Entscheidend für die Beurteilung von Technologien 
zur Stromproduktion sind Quantität und Qualität. 
Es zählt nicht nur die maximal mögliche Produkti-
onsmenge,	wichtig	sind	auch	die	Verfügbarkeit,	die	
Transportmöglichkeiten,	 die	 Speicherbarkeit	 und	
der Preis. Bei der Beurteilung von Technologien zur 
Stromproduktion	fliesst	auch	die	Bereitstellung	von	 
Back-up-Kapazitäten	ein.	Für	Wind-	und	Solarkraft- 
werke	können	Pumpspeicher-	oder	Gaskombikraft- 
werke	diese	Funktion	übernehmen.	Die	Bereitstel-
lung	dieser	Back-up-Kapazitäten	muss	sich	für	die	
Kraftwerksbetreiber	dank	geeigneter	Marktmecha- 
nismen lohnen. Letztlich bleibt es das Ziel aller 
Massnahmen,	einen	 funktionierenden	Elektrizitäts- 
markt zu garantieren. 

analysE  Offenheit und Neugier im Hinblick auf Technologi-
en gehören zu den Erfolgsfaktoren unserer Gesellschaft. Im 
Gegensatz dazu verhindern kategorische Abwehrhaltungen 
und Denkblockaden konstruktive Lösungen. Das gilt ganz be-
sonders auch für die Energiepolitik. Eine sichere und konti-
nuierliche Versorgung mit Strom wird auch in Zukunft nur mit 
einer ausgeprägten Offenheit gegenüber allen Technologien 
gelingen. Die verschiedenen Energiesysteme sollen unvorein-
genommen und auf Basis von Fakten miteinander verglichen 
werden. Vorteile und Nachteile sind gegeneinander abzuwä-
gen.	Nur	so	sind	effiziente	und	gleichzeitig	umweltverträgliche	
Lösungen	möglich.	Es	bringt	uns	nicht	weiter,	wenn	einzelne	
Energieträger verteufelt und andere durch die rosa Brille völ-
lig	unkritisch	betrachtet	werden.	Was	zählt,	ist	am	Schluss	ein	
funktionierendes Gesamtsystem. 

So	ist	es	eine	Tatsache,	dass	die	zunehmende	Stromproduk- 
tion	 von	 unregelmässig	 anfallender	 Energie	wie	Wind-	 und	
Sonnenenergie zu Problemen führt. Durch den raschen Aus-
bau	fliesst	zeitweise	viel	Strom	ins	Netz,	der	am	Ort	der	Produk-
tion weder verbraucht noch in grossem Massstab gespeichert 

werden kann. Andererseits muss bei-
spielsweise Deutschland bei ausbleiben-
der Stromproduktion aus erneuerbaren 
Quellen auf Braunkohlekraftwerke zu-
rückgreifen.	Gleichzeitig	werden	klima-
freundlichere Gaskraftwerke vom Netz 
genommen,	weil	sie	wegen	der	hoch	sub- 
ventionierten und privilegierten erneu-

erbaren Energien nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden 
können.	Das	hat	zur	Folge,	dass	die	CO²-Emissionen	in	unse-
rem nördlichen Nachbarland wieder ansteigen. Technische 
Innovationen	wie	die	Speicherung	von	Wind-	und	Solarstrom	
im Gasnetz – man spricht von Methanisierung – können zur 
Problemlösung	beitragen,	werden	aber	erst	längerfristig	zur	
Verfügung stehen. Neben der Wasserkraft besticht die Kern-
energie nach wie vor durch ihre sehr vorteilhafte CO²-Bilanz.	 
w Grafik «Treibhausgasemissionen der Stromproduktion».

Technologieoffenheit ist unabdingbare  
Voraussetzung für eine rationale Energiepolitik. 
Alle Technologien haben Vor- und Nachteile.

offEnhEit für tEchnologiEn

kritischEr blick 
statt rosa brillE

lEtztlich blEibt Es das 
ziEl allEr massnahmEn, 
EinEn funktioniErEndEn 
ElEktrizitätsmarkt zu 
garantiErEn.



Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

trEibhausgasEmissionEn dEr stromproduktion
in g/kWh
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Treibhausgasemissionen in Gramm pro Kilowattstunde gemäss  
lebenszyklusanalyse bei der Stromproduktion aus verschiedenen  
Primärenergien.

Quelle:	Paul	Scherrer	Institut,	2007/2008

position 
dEr 
wirtschaft 

Das heutige Fördersystem der  
erneuerbaren Energien ist  
durch ein marktorientiertes  
System abzulösen. Produzenten, 
die nachfragegerecht einspeisen, 
sollen eine höhere Vergütung  
erhalten als andere.

Der Vorrang der Netzein- 
speisung für subventionierte 
Energieträger schadet bei- 
spielsweise der erneuerbaren  
Wasserkraft. Solche Mecha- 
nismen sind aufzuheben.

Das Kernenergiegesetz ist  
unverändert beizubehalten.  
Es garantiert die Technologie- 
offenheit.

w  siehe auch Beilage

–18%
EnErgiEEinsparungEn
der EnAW bis 2035 (Hochrechnung)

2500
tEilnEhmEr dEr Enaw
in der Schweiz



18 | 19 Wer würde heute Bücher verteufeln? Niemand – so wenig wie das Internet 
oder Social Media. Dennoch galten vor allem Romane bis ins 19. Jahrhun-
dert	als	minderwertig	und	moralisch	bedenklich,	weshalb	man	«Frauen-
zimmer»	daran	zu	hindern	versuchte,	zu	viele	davon	zu	lesen.	Ähnlich	er-
ging	es	dannzumal	der	Eisenbahn:	Ärzte	warnten	vor	der	Geschwindigkeit,	
und Bauern fürchteten um die Gesundheit ihrer Kühe. Heute sind sowohl 
Romane	–	auch	als	E-Books	–	wie	Eisenbahnen	anerkannte	Kulturgüter	
und Verkehrsmittel.

Ob Medien oder Mobilität: Die Reaktion auf neue Technologien verläuft stets 
nach demselben Muster. Als Erstes herrscht die Skepsis: Man hegt Vorbe-
halte	gegenüber	dem	Nutzen,	sieht	ausschliesslich	Risiken	und	fürchtet	
soziale	Folgen.	Der	Gesellschaft	traut	man	nicht	zu,	den	bevorstehenden	
Wandel	zu	bewältigen,	die	Individuen	hält	man	für	unfähig,	richtig	damit	
umzugehen. Die Warner sind dabei von zweierlei Art: Die einen sehen die 
Menschheit	in	Gefahr,	die	andern	bangen	um	Macht	und	Privilegien.	Die	Ge- 
schichte	aber	zeigt:	Menschen	sind	lern-	und	anpassungsfähig	–	und	sie	
kämpfen um ihre Rechte. So haben die grossen Romane die Gesellschaft 
für	neue	Themen	sensibilisiert;	Reformation,	Aufklärung	und	Demokratie	
wären	ohne	Buchdruck	kaum	denkbar;	und	für	die	Steigerung	des	Lebens- 
standards breiter Gesellschaftsschichten brauchte es neben Arbeitstei-
lung und Handel eben auch Reisen und Transporte.

Sodann stehen den Warnern die Propheten gegenüber. Sie sehen nur die 
Chancen:	Für	sie	sind	neue	Technologien	Heilsbringer,	die	Rettung	von	al-
lem	Übel,	die	Lösung	aller	Probleme.	Ihre	grossen	Ziele	erreichen	diese	
Propheten	zwar	nie,	aber	ihre	Hartnäckigkeit	lohnt	sich.	Den	Himmel	auf	

Erden	haben	wir	noch	nicht	gefunden,	aber	die	Suche	setzen	
wir	fort.	Steigerung	ist,	wie	sich	der	Soziologe	Gerhard	Schulze	
ausdrückt,	das	herrschende	Prinzip,	Ankunft	wird	es	nie	geben.	

Schliesslich – auch das gehört zum Muster – setzen sich die 
neuen	Technologien	durch,	allerdings	nie	vollständig	auf	Kos- 
ten der alten. Vielmehr kommt es zu einem geordneten – sprich: 

effizienten	–	Nebeneinander.	Die	versierte	Kombination	unserer	verschie-
denen	E-devices	im	Alltag	und	die	Konzepte	für	«intelligente	Mobilität»	
sind die besten Beweise dafür. Das gilt auch für die Produktion von Energie. 
Wir treffen eine Wahl – als Individuen und als Gesellschaft. Der Mix der 
Zukunft wird diese Wahl widerspiegeln.

offEnhEit für tEchnologiEn

Ein gEordnEtEs 
mitEinandEr Von katja gentinetta

katja gentinetta 
Politikphilosophin	und	-beraterin;	

Co-Gründerin	und	Partnerin	 
von	Gentinetta*Scholten	 

Wirtschaft Politik Gesellschaft.

dEn himmEl auf ErdEn  
habEn wir noch nicht  
gEfundEn, abEr diE suchE 
sEtzEn wir fort.



Energiequellen 
Erdöl,	Wasser,	Uran,	

Sonne – weltweit wird 
 es ein Mix bleiben.

95 %
schaltEn das licht nach 
gEbrauch aus
in der Schweiz (VSE 2012)

4 mio.
nachhaltig gEnutztEs  EnErgiEholz
in der Schweiz, in Kubikmetern, das  
entspricht zwei Dritteln des Potenzials.



20 | 21 analysE  Die Schweiz hat seit vielen Jahrzehnten 
erfolgreich die Stromerzeugung aus Wasserkraft 
vorangetrieben. Andere europäische Länder haben 
diese Möglichkeiten nicht. Sie haben lange vor al-
lem	auf	Braun-	und	Steinkohle	gesetzt.	Erst	in	den	
letzten zehn Jahren begann der politisch forcierte 
Aufstieg	 der	 Sonnen-	 und	Windenergie.	 Deutsch-
land beschert die rasante Entwicklung mehr Sorge 
als Freude. Die staatliche Förderung wird immer 
teurer. Nach Schätzungen des Umweltministers 
müssen über eine Billion Euro für die Energiewende 
in Deutschland aufgewendet werden. w Grafik «Zu-

schlag auf dem Strompreis durch EEG-Umlage in Deutsch-

land».	Die	Qualität	der	Stromversorgung	wird	gleich- 
zeitig	immer	schlechter.	Jüngst	hat	selbst	die	EU-
Kommission gegen Deutschland ein Verfahren we-
gen Verstoss gegen die Binnenmarktregeln einge-
leitet.

Was	für	die	Schule	gilt,	stimmt	auch	für	Gesetzge-
ber: Abschreiben ist nicht immer der sicherste Weg 
zum	Erfolg	–	dann	nämlich,	wenn	der	Nachbar	gra-
vierende Fehler macht. Die sogenannte kostende-
ckende	Einspeisevergütung	(KEV)	entspricht	dem	

deutschen	Fördermodell.	Bei- 
de	haben	das	gleiche	Ziel,	sie	
sollen erneuerbare Energien 
ausbauen,	indem	sie	neue	For- 
men der Stromproduktion zur 
Marktreife	führen.	Mittlerwei- 
le	sind	jedoch	die	Produktions- 

kosten von Solarzellen massiv gesunken. Gegen 
Billigimporte	chinesischer	Solarzellen	hat	die	EU-
Kommission	 Anti-Dumping-Zölle	 erlassen.	 Ent-
sprechend tief sind heute die Kosten für Strom ab 
Solarzelle. Die Folgen sind teilweise verheerend: So 
sinken bei günstiger Wetterlage die europäischen 
Strompreise	derart	stark,	dass	die	Betreiber	kon-

Die Subventionierung von Solar- und  
Windstrom zeitigt unerwünschte  
Nebenwirkungen. Unter Druck gerät  
unsere Wasserkraft.

ErnEuErbarE EnErgiEn

wassErkraft nicht 
kannibalisiErEn

ventioneller Kraftwerke Verluste einfahren. Das hat 
tief greifende Konsequenzen. Investitionsentscheide 
zur Erneuerung und zum Ausbau der Werke bleiben 
aus. In manchen Fällen müssen sogar Kraftwerke 
stillgelegt werden. Ist die Wetterlage für die Pro-
duktion	von	Wind-	und	Solarstrom	indes	ungünstig,	
fehlen Kapazitäten als Reserve.

Mittelfristig gefährdet diese Entwicklung auch die 
Versorgungssicherheit in der Schweiz. Besonders 
betroffen ist die Wasserkraft. Seit jeher die erneuer-
bare Stromquelle Nummer 1 in unserem Land. Diese 
Entwicklung ist verheerend. Die durch Subventionen 
privilegierte	 Einspeisung	 von	Wind-	 und	 Sonnen-
energie	kannibalisiert	die	Wasserkraft,	die	mit	ei-
nem	Anteil	von	nahezu	60	Prozent	das	Rückgrat	un-
serer Stromproduktion bildet.

fazit  So wie in Deutschland droht auch in der 
Schweiz	eine	Subventionswelle	für	Wind-	und	Solar- 
energie. Das vermeintlich Gute entpuppt sich auf dem 
Strommarkt jedoch als schlechte Medizin. Es droht 
ein	Versagen	des	Strommarktes,	falls	ein	marktori-
entierter Umbau der KEV nicht gelingt. Das würde 
einem Scheitern der Neuausrichtung der Energie-
politik gleichkommen. Abgesehen von den gefähr-
lichen	Auswirkungen	der	KEV-Subventionen	auf	den	
Strommarkt,	 schwächen	 höhere	 Strompreise	 die	
Wettbewerbsfähigkeit	der	Schweizer	Wirtschaft.	Ge- 
fragt sind deshalb für die Einspeisung neue Model-
le: Sie müssen die Qualität der Einspeisung und die 
Nachfrage am Markt berücksichtigen.

das VErmEintlich gutE 
Entpuppt sich auf  
dEm strommarkt als 
schlEchtE mEdizin.



position 
dEr 
wirtschaft 

Das KEV-Fördersystem führt zu  
massiven Fehlanreizen: 
w ein weiterer Ausbau kommt  
nicht infrage; 
w die Periode, in der das System  
läuft, ist massiv zu verkürzen; 
w das System ist möglichst bald  
herunterzufahren.

Ziel ist der Umbau des KEV-Systems  
in ein Marktmodell. Dabei ist die  
Differenzierung nach Energiequalität 
wichtig. Das in Deutschland diskutierte 
Prämienmodell ist zu prüfen.

So lange die Einspeisung von Wind-  
und Solarstrom nicht nach dem Markt-
preis geregelt wird, muss für unregel- 
mässig anfallende Energiequellen  
ohne Speichermöglichkeit eine Mengen-
obergrenze gelten.

Der bestehende Ökostrommarkt 
ist eine chance. Er sollte bei der Neu- 
ausrichtung der Energiepolitik ein  
wesentlicher Bestandteil sein.

w  siehe auch Beilage

zuschlag auf dEm stromprEis durch das ErnEuErbarE- 
EnErgiEn-gEsEtz (EEg) in dEutschland
in cent/kWh
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Nach anfänglich moderaten Aufschlägen auf dem Strompreis  
steigen die Mehrkosten für Stromkonsumenten in Deutschland durch  
die Förderprogramme markant an.

Quelle:	BDEW,	ÜNB,	Öko-Institut

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

85–90%
wirkungsgrad
EinEs wassErkraftwErks
in der Schweiz

89
nummEr dEs  
EnErgiEartikEls
der Bundesverfassung

16
EidgEnössischE  
VolksabstimmungEn
zur Energie seit 1975
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ViElE untErnEhmEn  
sEtzEn Ein klarEs zEichEn 
für frEiwilligEs Enga- 
gEmEnt und EigEnVErant-
wortung dEr wirtschaft.

Eine marktorientierte Alternative zur Einspeisevergütung ist 
das sogenannte «prämiEnmodEll». Dieser Ansatz ermög-
licht die Einführung einer Trennung von Energie und ökologi-
schem Herkunftsnachweis. Der Produzent erhält zwei Formen 
von Vergütungen aus zwei unterschiedlichen Quellen: Erstens 
geniesst	er	keine	Vorrangeinspeisung	mehr,	sondern	verkauft	
seinen	Strom	physisch	am	Markt,	und	zweitens	erhält	er	zu-
sätzlich	eine	«Sockel-Einspeisevergütung»	für	die	Produktion	
der neuen erneuerbaren Energien. Der grösste Unterschied 
zur	Einspeisevergütung	besteht	darin,	dass	er	nur	noch	einen	
Teilbetrag als Förderung erhält. Den anderen Teil muss er am 
Strommarkt	realisieren.	Durch	«Sockel-Einspeisevergütung»	
und Vermarktung des ökologischen Werts wird marktnahes 
Produktionsverhalten belohnt. 

Mit dem «spEichEr-modEll» soll der Nachteil der unregel-
mässigen Erzeugung behoben werden. Nicht mehr die Erzeu-
gungskosten	ab	Klemme	des	Kraftwerks	oder	Moduls,	wie	dies	
bei	der	KEV	zutrifft,	sind	relevant,	sondern	die	Kosten	einer	
im Netz abrufbaren Kilowattstunde Strom aus erneuerbaren 
Energien.	Neuere	Studien	haben	gezeigt,	dass	die	Kosten	der	
Integration in das Netz beträchtlich sein können und proporti-
onal mit dem Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamt-
mix steigen. Ein wichtiger Beitrag zur Lösung dieses Problems 
liegt	in	der	Speicherung.	Gelingt	es	beispielsweise,	die	Spitze	
der Einspeisung aus Solarstrom durch Speicherung um einige 
Stunden	zu	puffern,	entstehen	weniger	Engpässe	 im	Strom-
netz. Dadurch können kostspielige Netzausbauten vermieden 
werden.

ErnEuErbarE EnErgiEn

diE altErnatiVE: 
marktkonformE 
fördErmodEllE
Die negativen Auswirkungen der kosten- 
deckenden Einspeisevergütung (KEV) sind belegt.  
Die Alternativen müssen marktkonform sein.

Die Förderung der erneuerbaren Energien geht auch  
ohne staatliche Eingriffe. Bestes Beispiel dafür ist  
der markt für ökostrom. Die bedeutendsten 
Kunden	für	nachhaltig	erzeugten	Strom	aus	erneu-
erbaren Energien in der Schweiz sind die grossen 
Unternehmen	des	Dienstleistungssektors.	Die	meis- 
ten Banken in der Schweiz haben sich der Nachhal-
tigkeit	verpflichtet	und	sind	weitgehend	klimaneut-
ral. Gemäss einer Umfrage der Schweizerischen 
Bankiervereinigung beträgt der Anteil der erneuer-
baren Energien am Elektrizi-
tätsverbrauch der grösseren 
Banken	mehr	als	80	Prozent,	
wobei die Wasserkraft mit ei-
nem Anteil von 67 Prozent den 
grössten	Beitrag	leistet.	Meh- 
rere grosse Unternehmen des 
Versicherungssektors sind 
ebenfalls klimaneutral und beziehen im Saldo aus-
schliesslich nachhaltig erzeugten Strom aus er-
neuerbaren Energien. Swisscom setzt auf nachhal-
tigen,	in	der	Schweiz	hergestellten	Ökostrom.	Alle	
diese Unternehmen setzen damit ein klares Zeichen 
für ihr freiwilliges Engagement und die Eigenver-
antwortung der Wirtschaft. 2012 wurden in der 
Schweiz mehr als zwei Terawattstunden Strom aus 
nachhaltiger Produktion abgesetzt. Dies sind über 
drei Prozent des inländischen Stromverbrauchs.

flusskraftwerk birsfelden 
Bandenergie garantiert die  
zuverlässige Stromversorgung.
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ErnEuErbarE EnErgiEn

allE ErnEuErbarEn 
EnErgiEn 
sinnVoll nutzEn
Der weitere Ausbau der neuen erneuerbaren  
Energien stösst auf Widerstände in der  
Bevölkerung. Zudem muss er ökonomisch Sinn machen.

36 Terawattstunden oder rund 55 Prozent unseres 
inländischen Stroms werden heute durch Wasser-
kraftwerke produziert. Die Energiestrategie 2050 
sieht eine Erhöhung der Stromproduktion aus Was-
serkraft	 um	 3,2	 Terawattstunden	 vor,	 also	 rund	
zehn Prozent. Man sollte meinen: Für die eidgenös-
sischen	Anbieter,	die	1879	mit	einem	Wasserkraft-
werk in St. Moritz den Grundstein für die Nutzung 
erneuerbarer	Energien	legten,	sei	dies	ein	Klacks.	
Leider nicht. Fehlanreize und ungünstige Rahmen-
bedingungen	 –	 teils	 international,	 teils	 national	 –	
lassen das Erreichen des Ziels im Wasserschloss 
Europas in weite Ferne rücken. 

VolatilEr billigstrom gEfährdEt  
VErsorgungssichErhEit
Gesetze	rufen	nicht	nur	gewünschte,	unmittelbare	
Effekte,	sondern	auch	mittelbare,	nicht	erwünschte	
Wirkungen hervor. Flächendeckende deutsche Sub-
ventionen	für	Fotovoltaikanlagen	haben	beispiels- 
weise die Produktion sprunghaft ansteigen lassen. 
Nur: Die mittelbaren Wirkungen dieser Subventio-
nen	wurden	verkannt.	Heute	fliessen	an	sonnigen	
Tagen	grosse	Überschüsse	von	deutschem	Fotovol- 
taikstrom in unsere Netze. Rentabel nutzen lässt 
sich nur ein Teil. Es fehlt an Speichermöglichkeiten. 
So wird der unregelmässig anfallende und hoch 
subventionierte	Solarstrom	zur	Spitzenzeit	für	we- 
nige Rappen pro Kilowattstunde «verschenkt» – 
und bringt bestehende Kraftwerke in Bedrängnis. 
Die wirtschaftlichen Risiken der im Bau stehenden 
Pumpspeicherwerke	in	der	Schweiz	haben	vor	die- 
sem	Hintergrund	zugenommen.	Aber	auch	die	Ren- 
tabilität bestehender Wasserkraftwerke ist infrage 
gestellt. So wird beispielsweise das spruchreife  
Pumpspeicherkraftwerk	Grimsel	3	im	Berner	Ober- 
land aufgrund mangelnder Rentabilität bis auf Wei-
teres nicht realisiert. Für einen rentablen Betrieb 
braucht es unverfälschte Preissignale. 

ausbau mit augEnmass und möglichst  
an bEstEhEndEn standortEn
Die Bereitstellung von Energie ist immer mit Ein-
griffen in die Umwelt verbunden. Deshalb ist der  
Widerstand von Anwohnern und Umweltschützern 
bei konkreten Projekten heute schon gross. Der wei-
tere Ausbau der erneuerbaren Energien sollte da-
her behutsam geplant werden. 
An bestehenden Standorten 
sind Eingriffe meist leichter 
verkraftbar und wirtschaft-
lich besser. Optimierungen 
an	Grosskraftwerken,	die	Er-
höhung	von	bestehenden	Stau- 
mauern sind der Verbauung 
von naturnahen Gewässern 
vorzuziehen. Die Nutzung der Windenergie muss 
die kleinräumigen Verhältnisse der Schweiz be-
rücksichtigen.	Grossflächige	Solaranlagen	im	Berg- 
gebiet werden teilweise als Fremdkörper störend 
wahrgenommen. Die vom Bund geplante  Produkti-
on von zwölf Terawattstunden Strom aus soge-
nannten neuen erneuerbaren Energien im Inland 
erscheint bei einer realistischen Betrachtung als 
unerreichbar. 

ausbaupotEnzial wassErkraft VorhandEn
Die Wasserkraft ist die wichtigste erneuerbare 
Stromquelle der Schweiz. Mit der Energiestrategie 
2050	soll	die	Produktion	um	3,2	Terawattstunden	
ausgebaut werden. Unter den heutigen Rahmen-
bedingungen ist dies allerdings nicht erreichbar. 
Ohne neue Kompromisse ist eher mit einer Stag-
nation oder gar einem Rückgang der Produktion zu 
rechnen.

gEsEtzE rufEn nicht  
nur gEwünschtE,  
unmittElbarE EffEktE, 
sondErn auch mittEl- 
barE, nicht ErwünschtE 
wirkungEn hErVor.



mehr Effizienz 
Zürich	sei	gebaut,	sagte	eine	 
bekannte Zürcher Stadträtin vor 
Jahren. Tatsache ist: In Zürich  
wird heute mit grösster Intensität 
gebaut. Auch von der Schweizer 
Wasserkraft hörte man immer  
wieder,	dass	sie	gebaut	sei.	Doch	
das ist kaum der Fall. Ausbauten  
sind	möglich	und	Effizienzver- 
besserung sowieso. Im Bild:  
ABB-Antriebsstromrichter	für	 
die Leistungssteigerung im Pump-
speicherkraftwerk Grimsel 2.

grimselstausee 
Zur Speicherung unregelmässiger  
Stromerzeugung	sind	Pumpspeicher- 
kraftwerke	ideal,	doch	Ausbauten	 
müssen wirtschaftlich sein.



Grundvoraussetzung für die Neuaus- 
richtung der Energiepolitik sind die Stromnetze.  
Doch der Ausbau kommt nicht voran.

stromnEtzE

EinfachErE 
und schnEllErE 
VErfahrEn

analysE  Stromnetze sind ein zentraler Bestandteil einer 
nachhaltigen modernen Energieversorgung. Sie müssen par-
allel	zum	Aus-	und	Umbau	der	Stromproduktion	weiterentwi-
ckelt werden. Bereits heute ist das Schweizer Stromnetz mit 
Engpässen	konfrontiert.	In	Zukunft	wird	sich	diese	Situation	auf- 
grund des steigenden Strombedarfs und des Ausbaus der er-
neuerbaren	Energien	verschärfen.	Daher	ist	es	dringend	nötig, 
die Schweizer Stromnetze zu erneuern und auszubauen. Der 
Ausbaubedarf beläuft sich allein im übertragungsnetz auf rund  
1000 Kilometer bis im Jahr 2020. Erforderlich sind zudem Aus-
bauten in allen Verteilnetzebenen sowie Netzoptimierungen.

die stromnetze 
stehen zudem vor der 
	Herausforderung,	künftig	
vermehrt kleinere und 
mittlere	Erzeugungs- 
an lagen aufnehmen zu  
müssen. 

dEr nEtzausbau  
drängt, EntsprEchEnd 
sind diE VErfahrEn  
zu VErEinfachEn und  
zu bEschlEunigEn.
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position 
dEr 
wirtschaft 

Bei der Bewilligung von Stromnetzen ist –  
wie vom Bundesrat in der Energie- 
strategie 2050 vorgeschlagen – der Gang 
ans Bundes gericht nur zuzulassen,  
wenn sich Rechts fragen von grundsätz- 
licher Bedeutung stellen.

Umbauten, Spannungs- oder Kapazitäts  - 
er höhungen sowie der Ersatz von  
bestehenden leitungen sollen ohne Plan-
genehmigungs verfahren möglich sein.

Das Plangenehmigungsverfahren ist bei  
einer einzigen leitbehörde anzusiedeln.

Die Kosten für Netzverstärkungen auf-
grund von KEV-Anlagen sind über  
den KEV-Zuschlag zu finanzieren und  
nicht über die System dienstleistungen. 
Dies schafft Kostentransparenz.

Standorte von KEV-Anlagen sind auch  
aufgrund der Anschluss- und Netz-
verstärkungskosten zu bewerten. Anlagen  
an ungeeigneten Standorten sind nicht  
zu  fördern oder deren Kosten für die Netz-
verstärkung dem Produzenten auf zu - 
erlegen.

w siehe auch Beilage

Allerdings zieht die Realisierung neuer Netze lange 
Bewilligungsverfahren mit sich. Auf Höchstspan-
nungsebene ist dafür mit rund neun bis zwölf Jah-
ren zu rechnen. Dies ist zum einen auf die Vielzahl 
an	involvierten	Organen	auf	Kantons-	und	Bundes-
ebene zurückzuführen. So wechselt beispielsweise 
während	eines	Bewilligungsverfahrens	die	Verfah-
rensleitung vom Starkstrominspektorat zum Bun-
desamt für Energie. Dadurch geht viel Zeit verloren.  
Zum anderen stossen Projekte oft auf Widerstände  
von privater Seite und Umweltorganisationen. Ein-
sprachen verzögern das Verfahren weiter. Eine 
schleppende Erweiterung und Erneuerung der 
Netzinfrastruktur	droht	jedoch	mittelfristig	die	Ver-
sorgungssicherheit der Schweiz zu gefährden.

Die	Verteilnetze	stehen	zudem	vor	der	Herausforde- 
rung,	künftig	vermehrt	kleinere	und	mittlere	Erzeu- 
gungsanlagen aufnehmen zu müssen. Dabei hängt 
die Aufnahmefähigkeit des Netzes unter anderem 
von der räumlichen Verteilung der Erzeugungsan-
lagen innerhalb des Netzes ab. Ebenfalls beein-
flusst	wird	die	Aufnahmefähigkeit	des	Netzes	durch	
die Höhe der Last zum Zeitpunkt der Einspeisung. 
Daher ist nicht die Produktion aus erneuerbaren 
Energien	allein	voranzutreiben,	sondern	die	Effizienz	
von Stromnetzen und Produktionsanlagen insge-
samt zu optimieren.

Gegenwärtig haben die Netzbetreiber allerdings 
die	Pflicht,	Produktionsanlagen	–	von	Ausnahmen	
abgesehen – an ihr Netz anzuschliessen und den   
Strom abzunehmen. Dabei werden Netzverstär-
kungen,	welche	durch	die	sogenannten	neuen	er-
neuerbaren	Stromerzeugungen	notwendig	werden,	
über	die	Systemdienstleistungen	von	Swissgrid	fi-
nanziert. Entsprechend kann ein vergleichsweise 
teurer Netzausbau nicht gegen einen Verzicht auf 
die Produktion einer gewissen Energiemenge oder 
gegen	alternative	Lösungen	(z.	B.	Speicher,	Produk-

tion	an	einem	anderen	Standort)	abgewogen	werden.	 
Die	 Anschluss-	 und	 Abnahmepflicht	 setzt	 somit	
falsche Anreize. Sie führt zu volkswirtschaftlichen 
Ineffizienzen	(unverhältnismässig	hohe	Netzkosten	
pro	erzeugte	Produktionsmenge).	Zudem	verschlei-
ert die Abrechnung der zusätzlichen Netzkosten über  
die Systemdienstleistungen die Kosten der Förde-
rung von erneuerbaren Energien.

fazit 	 Der	Netzausbau	drängt,	entsprechend	sind	
die Verfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen. 
Es	sind	Anreize	zu	setzen,	damit	bei	der	Förderung	
von erneuerbaren Energien die Kosten von Netzen 
und Produktionsanlagen insgesamt optimiert wer-
den.

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.



Effizienz heisst zunächst einmal, dass Markt- 
signale eine Wirkung haben. Ein Mittel zur vermehrten 
 Effizienz sind auch Zielvereinbarungen.

EffiziEnz

wirtschaftlichE 
chancEn nutzEn

analysE  In der Debatte über die Zukunft der Schweizer Energieversorgung stellt 
sich	nicht	nur	die	Frage,	wie	Energie	produziert	wird.	Genauso	zentral	ist	die	Frage	
nach dem Verbrauch. Beide Seiten müssen betrachtet werden. Intelligentes Sparen 
heisst	Effizienz.	Beim	Endenergieverbrauch	in	der	Schweiz	macht	der	Strom	ledig-
lich	25	Prozent	aus.	Treibstoffe,	flüssige	Brennstoffe	und	Gas	bestimmen	den	Rest.	
Ist	also	von	Effizienz	beim	Energieverbrauch	die	Rede,	so	braucht	es	eine	Gesamt-
betrachtung.	Eine	Verbesserung	der	Energieeffizienz	ist	aus	Sicht	der	Wirtschaft	

notwendig,	um	den	Anstieg	des	Stromverbrauchs	zu	drosseln	und	den	
Gesamtenergieverbrauch langfristig zu senken. Eine verbesserte Ener-
gieeffizienz	spart	den	Unternehmen	Kosten	und	verringert	 schädliche	
Auswirkungen	auf	die	Umwelt.	Gleichzeitig	schafft	Effizienz	Marktchan-
cen für neue oder verbesserte Produkte.

Vonseiten	der	Unternehmen	wurde	bereits	sehr	viel	getan,	um	die	Energie- 
effizienz	 zu	 steigern.	Die	Effizienzstrategie	muss	marktwirtschaftlichen	
Prinzipien folgen. Freie Energiemärkte und deren Preissignale bilden die 
wichtigste	Voraussetzung	für	eine	weitere	Energieeffizienzverbesserung.	

Ein	zentrales	und	erfolgreiches	Instrument	zur	Verbesserung	der	Energieeffizienz	
sind Zielvereinbarungen mit verbindlichen Zielen. 

Zur	Steigerung	der	Effizienz	hat	sich	im	Bereich	der	CO²-Vermeidung	das	Modell	der	
Energie-Agentur	der	Wirtschaft	(EnAW)	bewährt.	Jährliche	Einsparungen	von	über	
einer Million Tonnen CO² und einer Milliarde Kilowattstunden Elektrizität bis Ende 
2012	sind	ein	klarer	Beweis	für	die	Wirksamkeit	des	Modells.	Mit	der	Energie-Agen-
tur	der	Wirtschaft	zeigen	die	Unternehmen	auch	ihren	Willen,	einen	Beitrag	zu	leisten.	
Noch immer liegen aber grosse Potenziale in allen Wirtschaftsbereichen brach – vor 
allem im Bereich der Wärme. 

fazit 	 Die	Steigerung	der	Energieeffizienz	bildet	einen	der	wichtigsten	und	kos-
tengünstigsten Hebel für die zukünftige Energiepolitik. w Grafik «Steigerung der Energie- 

effizienz der EnAW-Unternehmen». Positive Anreizmodelle stossen sowohl bei der Wirt-
schaft als auch bei den Privaten auf höhere Akzeptanz als Zwangsmassnahmen. 
Technologische Fortschritte sind nach wie vor der wirksamste Motor für mehr Ef-
fizienz.	

positiVE anrEizmodEllE 
stossEn sowohl bEi  
dEr wirtschaft als auch 
bEi dEn priVatEn auf  
höhErE akzEptanz als 
zwangsmassnahmEn.
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position 
dEr 
wirtschaft 

Die Effizienzstrategie muss 
marktwirtschaftlichen Prinzipien 
folgen. Freie Energiemärkte  
und deren Preissignale bilden 
die wichtigste Voraussetzung  
für eine weitere Verbesserung 
der Energieeffizienz.

Eine Ausweitung des Modells 
der  Energie-Agentur der Wirt-
schaft mit Zielvereinbarungen 
ist zu prüfen.

Im Fokus der Effizienzpolitik  
im Energiebereich müssen  
Betrachtungen des  Gesamt- 
systems stehen. Alle Energien 
sind in die Effizienzüber- 
legungen einzubeziehen.

Gesetzliche Fehlanreize sind  
zu vermeiden.

Auf Zwangsmassnahmen wie 
fixe Stromsparziele für Strom-
versorger und international 
nicht abgestimmte Vorschriften 
ist zu verzichten.

w siehe auch Beilage
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Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

stEigErung dEr EnErgiEEffiziEnz dEr Enaw-untErnEhmEn
in Prozent
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Mit wirtschaftlichen Massnahmen konnten die bei der EnAW  
unter Vertrag stehenden Unternehmen Energie sparen. Gleichzeitig 
investierten sie in den Standort Schweiz.

Quelle: EnAW Gesamtbericht 2012



EffiziEnz

stromEffiziEnz und 
EnErgiE- agEntur
Die Unternehmen haben schon viel erreicht. Zusammen mit 
 Zielvereinbarungen der Energie-Agentur der Wirtschaft  
 haben viele Betriebe ihren co²-Ausstoss erheblich gesenkt.

Die	Energie-Agentur	der	Wirtschaft	(EnAW)	ist	der	 
Partner	für	wirtschaftlichen	Klimaschutz	und	Ener- 
gieeffizienz	in	der	Schweiz.	Sie	wurde	1999	als	Non- 
Profit-Organisation	von	der	Wirtschaft	für	die	Wirt-
schaft gegründet. Ein kleines Team in Zürich und 
rund 70 Moderatorinnen und Moderatoren in der 
ganzen	Schweiz	unterstützen	die	Unternehmen	da- 
bei,	den	CO²-Ausstoss	zu	reduzieren	und	ihre	Ge-
samtenergieeffizienz	 zu	 verbessern.	w Grafik «Sen-

kung der co²-Intensität der EnAW-Unternehmen». So	kön- 
nen	die	Firmen	nicht	nur	die	Verpflichtungen	aus	
dem CO²-Gesetz	erfüllen,	sondern	auch	dank	wirt- 
schaftlicher Massnahmen Energiekosten einsparen. 
Entstanden	ist	ein	effizientes	Energie-Management- 
System,	das	Klimaschutz	mit	Gewinn	möglich	macht.	

grossEs sparpotEnzial
Die Bilanz zum Abschluss der ersten CO²-Ge-
setzesperiode ist positiv. Die rund 2500 Unterneh-
men,	die	ihr	Energie-Management	mit	den	Tools	der	
EnAW	umsetzen,	haben	das	Gesamtreduktionsziel	
der Wirtschaft um zehn Prozent übertroffen. Um-
gerechnet dürften mehrere Milliarden Franken 
Betriebskosten und Abgaben eingespart worden 
sein.	Armin	Eberle,	Geschäftsführer	der	EnAW,	bi-
lanziert	denn	auch,	die	Unternehmen	hätten	beim	
CO² bereits Beträchtliches geleistet. «Hier bleiben 
wir	klar	am	Ball.»	Jetzt	gehe	es	aber	darum,	das	
Potenzial	 beim	 Strom	 anzupacken.	 «Wir	 wissen,	
dass	sich	die	Stromeffizienz	der	Unternehmen	mit	
wirtschaftlichen Massnahmen bis 2020 mindes-
tens	verdoppeln	lässt»,	so	Eberle.	Das	betrifft	vor	
allem	Unternehmen,	die	sich	noch	keine	Ziele	ge-
setzt haben.

nEuausrichtung dEr EnErgiEpolitik  
im klEinEn
Ziele	setzen,	das	ist	die	Stärke	der	EnAW.	Mit	dem	
Abschluss einer Zielvereinbarung legt ein Unter-
nehmen	 seinen	 individuellen	 Effizienzpfad	 fest.	
Der kann gegenüber Bund und Kantonen einen ver-
pflichtenden,	aber	auch	einen	freiwilligen	Teil	ha-
ben.	Mit	der	Zielvereinbarung,	den	darin	bezeichne-
ten	Massnahmen,	dem	nachgelagerten	Monitoring	
des Energieverbrauchs und den ausgeführten 
Massnahmen bietet die EnAW einen über zehn Jahre 
planbaren	Energie-Management-Prozess.	Bei	vie-
len	grossen	und	KMU-Betrieben	hat	dies	den	Stel-
lenwert	von	Energieeffizienz	und	CO²-Reduktionen	
massiv	gesteigert.	Hier	findet	die	Neuausrichtung	
der Energiepolitik schon statt.

mit dEm abschluss EinEr  
ziElVErEinbarung lEgt Ein  untEr-
nEhmEn sEinEn indiViduEllEn  
EffiziEnzpfad fEst.
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398,58
co²-konzEntration
in der luft im Juni 2012,  
in ppm

16
co²-abgabE pro litEr hEizöl
ab 1. Januar 2014, in Rappen

– 30%
EnErgiEEinsparung
dank intelligenter Gebäude-
automatisierung

sEnkung dEr co²-intEnsität dEr Enaw-untErnEhmEn
in Prozent
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Die bei der EnAW unter Vertrag stehenden Unternehmen haben  
ihre Ziele übererfüllt.

Quelle: EnAW Gesamtbericht 2012
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Die Schweiz ist eine offene Volkswirtschaft.  
Wer eine Energiepolitik mit Steuern  
durchsetzen will, belastet den Standort  
erheblich.

stEuErpolitik und EnErgiEprEisE 

fEhlanrEizE 
bEsEitigEn

analysE  Im Dezember 2012 hat das Institut für 
Wirtschaftsstudien	 Basel	 (IWSB)	 für	 economie- 
suisse eine übersicht zur Steuerbelastung der Elek-
trizität zusammengestellt. Der Strompreis setzt 
sich zusammen aus dem Preis für elektrische Ener-
gie und einem Preis für Netzanschluss und Netzzu-
gang. Bereits diese beiden Komponenten enthalten 
fiskalische	Elemente,	beispielsweise	Wasserzinsen	 
oder die Abgeltung von Eigentumsansprüchen der 
Standorte. Im Jahr 2009 betrug der Strompreis in 
der	Schweiz	im	Durchschnitt	15,2	Rappen	pro	Kilo- 
wattstunde,	wovon	Steuern	und	Abgaben	4,24	Rap-
pen pro Kilowattstunde betragen. w Grafik «Anteil der  

Stromabgaben 2009 gemäss BSG». Das sind 28 Prozent. 
Die Tendenz zeigt nach oben: Allein seit 2008 ist die 
Gesamtbelastung um 800 Millionen Franken ge-
wachsen,	was	gemessen	am	Umsatz	der	Endver-
braucher einer Preiserhöhung von rund zehn Pro-
zent gleichkommt. Und diese Tendenz geht auch in 
den nächsten Jahren weiter. Aufgrund bereits be-
schlossener Gesetzesanpassungen ist in den kom-
menden	zehn	Jahren	(Basis	2009)	mit	einer	Preis-
erhöhung	von	0,86	Rappen	pro	Kilowattstunde	zu	
rechnen. Dafür verantwortlich ist die stufenweise 
Erhöhung	des	Wasserzinsmaximums,	die	Änderung	
des	Gewässerschutzgesetzes,	die	kostendeckende	
Einspeisevergütung und die Mehrwertsteuer. 

Die den Stromkonsumenten auferlegte Belastung 
zur	Finanzierung	der	Ökostromfinanzierung	 ist	 in	
den vergangenen Jahren bereits stark gestiegen. 
Sie	wird	 vor	 dem	Hintergrund	 der	 Energiestrate- 
gie	2050	weiter	ansteigen.	Die	Belastung	der	Strom- 
kunden	durch	die	kostendeckende	Einspeisevergü- 
tung	(KEV)	wird	bis	2050	auf	1,2	Milliarden	Franken	
steigen. w Grafik «Belastung durch Ökostrom-Fördermass- 

nahmen». Damit sind jedoch noch lange nicht alle 
Belastungen	abgedeckt.	Die	 vielfältigen	Effizienz-
vorschriften im Massnahmenteil der Energiestra-
tegie 2050 verursachen in der Wirtschaft ebenfalls 
Kosten.	Dies	ist	vor	allem	dann	der	Fall,	so	lange	es	
sich	nicht	um	Massnahmen	handelt,	mit	denen	die	
Verbraucher entsprechende Kosten sparen können.  
Die	weitergehenden	Kosten	aus	energetischen	Ver- 
boten und Geboten sind weitgehend unbekannt. 
Sind	die	Vorschriften	besonders	rigide,	kommen	sie	
einer eigentlichen Rationierung des Stroms gleich.

Richtet man den Blick auf die volkswirtschaftlichen 
Kosten	 der	 Energiestrategie	 2050	 insgesamt,	 so	
fällt	auf,	dass	auch	der	Bund	nicht	über	grobe	Kos-
tenschätzungen verfügt. Und so existieren auch 
kaum	Zahlen	zu	den	Belastungen	der	einzelnen	Wirt- 
schaftssubjekte. Selbstverständlich ist die Frist 
lange,	doch	bleibt	die	Entscheidungsgrundlage	dürf- 
tig.	 In	einer	offenen	Volkswirtschaft	sind	zusätzli-
che	steuerliche	Belastungen	auf	der	Elektrizität	zu- 
nächst für stromintensive Betriebe keine Option. 
Sie müssen zu konkurrenzfähigen Weltmarktprei-
sen	 produzieren	 können,	 sonst	 verschwinden	 sie	
vom Markt. 

nEuE lEnkungsabgabEn und  
ökologisch motiViErtE zusatz- 
bElastungEn durch stEuErn   
im nationalEn allEingang sind  
riskant.



fazit 	 Als	kleine,	offene	Volkswirtschaft	kann	die	
Schweiz nicht ohne erhebliche volkswirtschaftliche 
Verluste	eine	 radikale	Energie-	oder	Klimapolitik	
durchsetzen. Neue Lenkungsabgaben und ökolo-
gisch motivierte Zusatzbelastungen durch Steuern 
im nationalen Alleingang sind deshalb riskant. Im 
Vordergrund steht eine überprüfung der bestehen-
den Steuern und Subventionen unter ökologischen 
Gesichtspunkten. Die Korrektur von Fehlanreizen 
kann ohne volkswirtschaftliche Mehrkosten einen 
wichtigen	Beitrag	zu	den	energie-	und	klimapoliti-
schen Zielen leisten.

position 
dEr 
wirtschaft 

Das bestehende Regelwerk  
von Subventionen und Steuern  
soll  unter ökologischen  
Gesichts punkten überprüft  
werden. Fehl anreize sind  
zu beseitigen.

Verzicht auf hohe lenkungs-
abgaben.

Verzicht auf eine ökologische 
 Steuerreform.

w siehe auch Beilage

antEil dEr stromabgabEn 2009 gEmäss bsg 
in Rp./kWh

11

1.7

1.8

■ Energie und Netz  
■ Abgaben auf Verteilung  
■ Abgaben auf Produktion
■ Kostendeckende Einspeisevergütung (KEV)
■ MWST auf vorgelagerter Wertschöpfung
■ Abgaben Transport

0.5
0.2 0.3

Rund 30 Prozent des Strompreises sind Abgaben.  
Tendenz steigend.

Quelle:	VSE,	2012

bElastung durch ökostrom-fördErmassnahmEn 
in Millionen Franken
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Auch in der Schweiz: Wachsende Belastung der Strom- 
konsumenten durch Förderprogramme.

Quelle:	IWSE,	2012

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.



stEuErpolitik und EnErgiEprEisE

kostEn atomausstiEg 
und prEis für 
co2-intEnsiVE EnErgiE
Die Wirkung von steuerlichen Massnahmen in der  
Energiepolitik in einer offenen Volkswirtschaft  
wird von der Studie von Professor Egger beleuchtet.

sElbst bEi EinEr intErnationalEn 
koordination Von radikalEn  
stEuErlichEn massnahmEn ist  
diE schwEiz nEgatiVEn  
wachstumsfolgEn ausgEsEtzt.

Die von economiesuisse Ende Januar 2013 vorge-
stellte Studie von Professor Peter Egger hat viel 
Aufsehen in den Medien erregt. Schon eine halbe 
Stunde nach der Präsentation der Ergebnisse der 
Konjunkturforschungsstelle	der	ETH	Zürich	(KOF)	
hagelte es Kritik von Umweltverbänden. Und viele  
Medien stimmten unverzüglich in den Chor ein. Die  
Heftigkeit	der	Reaktion	war	kein	Beleg	für	eine	ver- 
tiefte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen. 
Zum	einen	zeigten	die	Reaktionen,	wie	organisiert	
im Energiebereich schon heute konzertiert Kam-
pagnen	gefahren	werden,	zum	anderen	war	die	Re- 
aktion	auch	dadurch	 so	gross,	weil	 die	Studie	 zu	
drastischen Resultaten kommt.

ausland nicht ausklammErn
Tatsächlich	geben	die	Resultate	der	KOF-Studie	zu	 
denken. Das Modell zeigt in der ungünstigsten Vari-
ante,	dass	die	Kombination	von	Energiewende	und	 
ökologischer Steuerreform in der Schweiz zu einer  
erheblichen	 Wachstumseinbusse	 führt.	 Die	 KOF-
Studie prognostiziert die negativen ökonomischen 
Auswirkungen auf die Schweiz viel stärker als die 
Studie	des	Bundes	von	Ecoplan	und	anderen	ETH-
Instituten. Und sie tut dies mit grosser Plausibilität:  

Denn das Modell ist auf die 
Schweiz zugeschnitten. Als  
einzige der bisherigen Studien  
nimmt es die internationalen 
Interdependenzen aufgrund  
der	 Offenheit	 der	 Volkswirt- 
schaft in konsistenter Weise  
auf.	Es	werden	aber	auch	ver- 
schiedene	 Szenarien	 durch- 

gespielt.	Selbst	bei	einer	internationalen	Koordina- 
tion von radikalen steuerlichen Massnahmen ist die  
Schweiz negativen Wachstumsfolgen ausgesetzt. 
Denn unter international koordinierten Massnah-
men leidet die globale Nachfrage und dies wirkt sich 
wiederum negativ auf die Export nation Schweiz aus.

bEdEutung dEs tEchnischEn fortschritts
Die	Modellrechnungen	der	ETH	zeigen	zudem,	wie	
gross	der	technische	Fortschritt	sein	muss,	um	die	
negativen	volkswirtschaftlichen	Effekte	von	massi-
ver ökologischer Steuerreform und Neuausrichtung 
der Energiepolitik zu kompensieren. Pro Jahr wäre 
ein zusätzliches Produktivitätswachstum von einem  
halben	Prozent	nötig,	um	die	negativen	wirtschaft-
lichen Auswirkungen zu kompensieren und einen 
Einbruch des Bruttoinlandsprodukts zu verhindern. 
Hochgerechnet	 auf	 den	 Zeitraum	 bis	 2050,	 ent-
spricht dies dem Wirtschaftswachstum von rund 20 
Jahren.	Gelingt	das	nicht,	sind	Wirtschaftskrise	und	
erhöhte Arbeitslosigkeit die klare Folge.

Letztlich	verdeutlicht	die	Studie,	dass	die	Kosten	des	 
Ausstiegs aus der Kernenergie von zwei entschei-
denden Faktoren abhängen: 

1.  Wie teuer ist einheimische CO²-intensive	 
Energie? 

2.  Wie teuer ist ausländische CO²-intensive	 
Energie relativ zur CO²-freien	 
Energie erzeugung in der Schweiz?

Der Ausstieg aus der Kernenergie wird daher umso 
teurer,	je	höher	die	einheimischen	Steuern	auf	CO²-
intensive Energie sind und je höher der Preis von 
importierter Energie ist. Auch hohe CO²-Steuern	
im Ausland machen den Ausstieg für die Schweiz 
relativ teuer.
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Die Kombination von  
Energiewende		und	öko- 
logischer Steuerreform 
wird in der Schweiz zu  
einer	er	heblichen	Wachs-
tumseinbusse führen. 

233 mrd.
ErdölrEsErVEn wEltwEit
nachgewiesen 2012, in Tonnen, 
15 Mrd. Tonnen mehr als 2011



Statt im Gebäudebereich mit höheren Steuern zu 
operieren, ist es besser, Anreize zu setzen. Auch mit Privaten 
sind  Zielvereinbarungen zur co²-Reduktion möglich.

gEbäudE und wärmE

intElligEnz 
ist gEfragt

analysE  Für Arbeit und Wohnen braucht es Ge-
bäude. Und die Gebäude bieten nach wie vor das 
grösste Potenzial zum Sparen von Energie. Heute 
liegt die energietechnische Sanierungsrate bei Ge-
bäuden	mit	0,9	Prozent	pro	Jahr	viel	zu	tief.	In	den	
letzten	Jahren	hat	sich	die	Sanierungsrate	nicht	we- 
sentlich erhöht. So können die gesetzlichen Ziele  

nicht	erreicht	werden.	Obwohl	die	Brenn- 
stoffpreise aufgrund der internationalen 
Marktlage deutlich angestiegen sind und 
mehr Subventionen für die Sanierung von  
Gebäuden zur Verfügung gestellt wurden.

Tatsache	ist:	Die	vorgesehene	weitere	Er- 
höhung der CO²-Abgabe	und	die	Aufsto-
ckung der Gebäudesubventionen dürften 

ihre	beabsichtigte	Wirkung	verfehlen.	Dagegen	wer- 
den die volkswirtschaftlichen Reibungsverluste mit 
steigender CO²-Abgabe	grösser.	Zudem	weist	das	

anrEizE und spiElraum 
für frEiwilligE in- 
VEstitionEn bEfähigEn 
wirtschaft und haus-
haltE zu nachhaltigEn 
bEiträgEn.

heutige Subventionsmodell relativ viele Mitnahme-
effekte	auf.	Und	es	werden	grosse	finanzielle	Mittel	
in	wenig	effiziente	Massnahmen	gepumpt.	Zudem:	
Die Mittel fehlen andernorts. Der Bund konzentriert 
seine Anstrengungen auf die Sanierung von Gebäu-
dehüllen.	Die	aus	Kostensicht	wesentlich	effizien-
tere Gebäudetechnik wird vom Bund weitgehend 
vernachlässigt. 

Auch ist der Handel mit CO²-Zertifikaten,	wie	es	ihn	
früher im Gebäudeprogramm der Stiftung Klima-
rappen	gab,	unter	den	rigiden	Vorgaben	des	revidier- 
ten CO²-Gesetzes	nicht	mehr	möglich.	Der	Vollzug	
des CO²-Gesetzes	schränkt	die	Anwendung	des	Mo-
dells	der	Energie-Agentur	der	Wirtschaft	stark	ein.	
Das steht im Widerspruch zu den Absichtserklä-
rungen	des	Bundesrats,	die	Umsetzung	einfacher	
und unbürokratischer zu gestalten. Deshalb muss 
das	Bundesamt	für	Umwelt	die	Weisungen	zum	Voll- 
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zug	 dringend	 anpassen.	 Das	Modell	 der	 Energie-
Agentur	der	Wirtschaft	mit	der	Befreiung	von	Abga- 
ben	überzeugt.	Es	ist	eingehend	zu	prüfen,	ob	die-
ses Modell auf private Gebäudeeigentümer und die 
Nutzung von gebäudeübergreifenden Speichern für 
Wärme und Strom ausgedehnt werden kann.

fazit 	 Anreize	und	Spielraum	für	freiwillige	Inves- 
titionen befähigen Wirtschaft und Haushalte zu nach-
haltigen	Beiträgen.	Die	Energie-Agentur	der	Wirt- 
schaft	ist	ein	gutes	Modell.	Grössere	Effizienz	würde	
mit der besseren Berücksichtigung der Gebäude-
technik in nationalen und kantonalen Förderpro-
grammen resultieren.

position 
dEr 
wirtschaft 

co²-Abgabe nicht erhöhen.

Automatismus streichen,  
der co²-Abgabe erhöht.

Gebäudetechnik muss höheren 
Stellenwert in Energiepolitik  
erhalten.

Unbürokratische und einfache 
Modelle zur Reduktion von  
co² durchsetzen, beispielsweise 
Handelbarkeit von co²-Ein-
sparungen.

Bürokratische Hürden zur Um-
setzung des co²-Gesetzes in  
der Verordnung wieder abbauen. 
Sie widersprechen dem Willen 
des Gesetzgebers und behindern 
die Arbeit der Energie-Agentur 
der Wirtschaft.

w siehe auch Beilage

integriert 
Das ganze Gebäude als  
integrales System  
betrachten: Die Gebäude-
hülle	und	die	Haus- 
technik sollen einen  
rationellen	Energie- 
einsatz ermöglichen.

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.



gEbäudE und wärmE

lohnEndE 
 inVEstitionEn in 
haustEchnik
Alle reden von Isolation. Das ist nicht falsch,  
doch die Haustechnik verdient eine  
grössere Beachtung – auch vom Bund.

In	der	Schweiz	gibt	es	rund	1,64	Millionen	Gebäude.	Einfamili-
enhäuser,	Wohnblöcke,	Schulen,	Spitäler,	Büro-	und	Produk-
tionsgebäude. Sie konsumieren weitaus am meisten Energie. 
Etwa die Hälfte des Gesamtenergieverbrauchs geht auf Kosten 
der Gebäude. Es ist klar: Als Grosskonsument weist der Ge-
bäudepark Schweiz beträchtliches Einsparpotenzial auf. Eine 
Neuausrichtung	der	Energiepolitik	ohne	energetische	Erneue- 
rung der Gebäude ist nicht realisierbar. 

grossVErbrauchEr «gEbäudEpark»
Der Grossverbraucher «Gebäudepark» ist wohlbekannt. Ent-
sprechend	ist	man	sich	einig,	dass	energetische	Erneuerun-
gen	und	Modernisierungen	wichtige	Pfeiler	sind,	um	den	Ge-
samtenergieverbrauch in der Schweiz zu reduzieren. Wie aber 
soll dieses brachliegende Sparpotenzial angezapft werden? 
Die Sanierungsquote muss im Hinblick auf eine erfolgreiche 
Energiestrategie beträchtlich gesteigert werden. 

Geht	es	um	Sanierung,	beschränkt	sich	die	öffentliche	Diskus-
sion noch zu einseitig auf der Lösung «Verpackungsarchitektur». 
Entsprechendes Gewicht wird der Isolation bzw. Dämmung der 
Gebäudehülle	beigemessen.	Vergessen	geht	dabei,	dass	effi-
ziente Gebäude intelligente Netzwerke sind – ein Zusammen-
spiel aus vielen einzelnen Komponenten. 

haustEchnik Voll ausschöpfEn
So entfällt fast die Hälfte des Energieverbrauchs in Schweizer  
Haushalten	auf	die	Wärmeerzeugung.	Damit	gehören	die	Hei- 
zungsanlagen	zu	den	grössten	Energieverbrauchern.	Ein	«op- 

timales Heizsystem» gibt es allerdings 
nicht.	 Nutzung,	 Lage	 und	 Gebäudebe-
schaffenheit	definieren	mögliche	Syste- 
me.	 Ob	 Wärmepumpe,	 Öl,	 Gas,	 Solar,	
Elektrizität	oder	Pellet	zum	Zug	kommen,	
ist also von einer Vielzahl verschiedener 
Faktoren	abhängig	und	bei	jedem	Gebäu- 

de	letztlich	eine	individuelle	Frage.	Hingegen	findet	man	Lüf-
tungen in erster Linie in Industriegebäuden. Aber auch Dienst-
leistungsgebäude	wie	Büros,	Verkaufslokale	oder	etwa	Spitä-
ler	verfügen	über	spezielle	Lüftungssysteme.	Sie	verursachen,	

gEht Es um saniErung, bEschränkt 
sich diE öffEntlichE diskussion 
noch zu EinsEitig auf dEr lösung 
«VErpackungsarchitEktur».
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gerade	im	produzierenden	Gewerbe,	einen	Grossteil	
des	Energieverbrauchs.	Mit	der	richtigen	Dimensio- 
nierung oder einer möglichen Wärmerückgewin-
nung kann hier positiv auf den Verbrauch eingewirkt 
werden. Als augenscheinlichster Stromverbraucher 
gilt die Beleuchtung. Aber nur in seltensten Fällen 
beträgt der Anteil am Stromverbrauch über zehn 
Prozent.	Nichtsdestotrotz:	Auch	im	Bereich	Elektro- 
installationen	kann	mit	der	Verwendung	der	richti- 
gen Komponenten viel Strom eingespart werden. Im  
Sanitärbereich	ist	es	die	Warmwasseraufbereitung,	
die am meisten Energie benötigt und wo offensicht-
liches Einsparpotenzial besteht. Aber auch die Ver-
wendung von Wasser sparenden Armaturen und 
Brausen senkt den Energieverbrauch. 

haustechnik 
Wenn	Lüftungs-	und	
Wärmesystem	auf- 
einander abgestimmt 
sind,	kann	viel	Energie	
gespart werden. Auch 
moderne	Leucht- 
körper können einen 
Beitrag leisten.

Diese	einzelnen	Bestandteile	werden	unter	dem	Be- 
griff	Haustechnik	zusammengefasst.	Streng	genom- 
men	ist	es	nämlich	genau	diese	Haustechnik,	wel-
che	die	Energie	verbraucht,	und	nicht	das	Gebäude	
selbst. Seine volle Wirkung kann die Haustechnik 
aber	 erst	 dann	entfalten,	wenn	die	 einzelnen	Be-
standteile sinnvoll aufeinander abgestimmt sind. 
Haustechnik	ist	zudem	eine	Chance	für	unsere	Un- 
ternehmen. Bereits heute mischen verschiedene  
bekannte Unternehmen und auch KMU aus der 
Schweiz bei der Haustechnik ganz vorne mit.

bErEits hEutE sind  
VErschiEdEnE bEkanntE 
untErnEhmEn und  
auch kmu aus dEr schwEiz 
bEi dEr haustEchnik  
führEnd.



Anreizmodelle können sich auch bei  
der Mobilität bewähren. Sie sind besser  
als schweizerische Alleingänge.

mobilität

anrEizE Voll 
ausschöpfEn

analysE  Beim motorisierten Individualverkehr sieht der 
Bundesrat	ein	erhebliches	Potenzial	für	Energieeffizienz.	eco-
nomiesuisse unterstützt die beschleunigte Einführung ver-
brauchsreduzierender Technologien. Wichtig sind der Verzicht 
auf Alleingänge und der Einklang der Vorschriften mit der EU.

Das Hauptinstrument sind CO²-Vorschriften	für	Personenwa-
gen und Nutzfahrzeuge. In Abstimmung mit der EU sollen die 
CO²-Emissionen	von	neuen	Personenwagen	bis	2020	auf	95	
Gramm pro Kilometer vermindert werden. Bei Lieferwagen 
sollen	dann	noch	147	Gramm	pro	Kilometer	zulässig	sein,	ob-
wohl es zu dieser Fahrzeugkategorie in der EU keine Zielset-
zung	gibt.	Es	ist	sinnvoll,	EU-Emissionsvorschriften	für	Neu-
fahrzeuge zu übernehmen. Gleichzeitig kann der Umstieg auf 
optimierte	Fahrzeug-	und	Antriebstechnologien	durch	Anreize	
unterstützt	werden.	Allerdings	dürfen	die	Effizienzfortschritte	

nicht	überschätzt	werden,	zudem	werden	sie	durch	
den	 Rebound-Effekt	 geschmälert.	 Der	 Fahrzeug-
bestand	wächst	als	Folge	der	Effizienzfortschritte.	
Auch wächst die Bevölkerung in der Schweiz.

Es gibt eine Reihe von weiteren Massnahmen und 
Anreizen für Energieeinsparungen. Dazu zählen 
Kaufanreize wie die Befreiung von der Automobil-
steuer	beim	Import	von	Fahrzeugen,	die	steuerliche	
Entlastung	von	Erd-	und	Flüssiggas	sowie	die	Steu-
erbefreiung von Treibstoffen aus erneuerbaren und  
CO²-neutralen	Rohstoffen.	Die	im	Rahmen	der	zwei- 
ten Phase der Energiestrategie 2050 geplante zu-
sätzliche	Besteuerung	der	Treibstoffe	steht	im	Kon- 
flikt	mit	den	Plänen	zur	Anpassung	der	Mineralöl-
besteuerung zur Finanzierung der Strasseninfra-

koordiniert 
International abgestimmte  

Emissionsvorgaben für  
Neuwagen sind sinnvoll.
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dEr 
wirtschaft 

Vorgaben für co²-Emissionen für  
neu zugelassene Fahrzeuge: auf schwei-
zerische Alleingänge verzichten.

Steuersystem flexibilisieren und  
damit Anreize für effiziente Fahrzeuge 
und neue Arbeitsmodelle schaffen.

Mobility Pricing anstelle von Treibstoff-
steuern realisieren.

Zielvereinbarungen im Mobilitätsbereich 
einführen. Mit einfacher und unbüro- 
kratischer Anrechenbarkeit von Emissions- 
einsparungen kombinieren.

w siehe auch Beilage

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

struktur. Unbestritten und vorrangig ist der Finan-
zierungsbedarf der Strassen. Die Förderung neuer 
Arbeitsmodelle	 wie	 Home	 Office	 und	 der	 Ersatz	
physischer Reisen durch virtuelle Meetings tragen 
ebenfalls	zu	geringerem	Energieaufwand	bei.	Infor- 
mationstechnologie kann auch Logistikprozesse 
optimieren.

Auch die Mobilität kann durch Zielvereinbarungen 
auf eine freiheitliche Art gesteuert werden. Das gilt 
insbesondere im Transportsektor. überträgt man 
die	Idee	der	Zielvereinbarung	auf	die	Mobilität,	so	
können	Flottenbetreiber	als	Partner	für	jeweils	defi-
nierte	Transportleistungen	Zielvereinbarungen	ein- 
gehen und im Gegenzug von Steuern und Abgaben 
befreit werden.

fazit  Es braucht mehr Raum für freiwillige Ini-
tiativen der Privatwirtschaft. Neue Arbeitsmodelle 
können einen Beitrag leisten. Das bewährte Mittel 
der Zielvereinbarung verdient einen weiteren Aus-
bau. 

6,21
trEibstoff pro 100 kilomEtEr
Durchschnittsverbrauch neu  
zugelassener Autos 2012, in liter 

130
co²-ausstoss pro kilomEtEr
Zielwert bis 2015 für Neuwagen, 
in Gramm



mobilität

wErdEn wir in 
zukunft nur noch 
«strom tankEn»?
Das Verkehrsaufkommen wächst weiter.  
Effizienz ist gefragt und der Einsatz von 
Informationstechnologie. Doch Veränderungen  
kommen nicht von heute auf morgen.

Mobilität	ist	ein	Grundbedürfnis	unserer	Gesellschaft.	Indivi-
duelle Mobilität bedeutet Freiheit – und zwar für jeden Einzel-
nen. Und ohne Mobilität ist eine funktionierende Volkswirt-
schaft – und eine erfolgreiche wie die schweizerische erst 
recht – schlicht undenkbar. 

VErkEhrsaufkommEn wächst wEitEr
Das Bedürfnis nach Mobilität wird auch künftig wachsen. Die 
Digitalisierung	unserer	Arbeitswelt	 (Home-Office,	Videokon- 
ferenzen)	kann	einen	Beitrag	leisten	und	berufsbedingte	Rei-
sen	unnötig	machen.	Die	konsequente	Nutzung	dieser	Möglich- 

keiten	 ist	 schon	 deshalb	 wichtig,	 weil	
Bevölkerung und Wirtschaft weiter  
wachsen. Auch die Arbeitsteilung wird 
weiter	voranschreiten,	ebenso	die	Tren-
nung	von	Arbeits-,	Wohn-	und	Freizeit-
orten. Ein Blick auf das vergangene Ver-
kehrswachstum reicht: In den letzten 50 
Jahren hat sich der motorisierte Stras-
senverkehr verfünffacht und der Schie-

nenverkehr	 verdoppelt.	Und	 es	wird	 17-mal	mehr	 geflogen.	
Aber nicht nur das Verkehrsaufkommen ist gewachsen. Auch 
die Fahrten wurden länger. Und zwar mit allen Verkehrsträ-
gern. Das wird sich in Zukunft kaum ändern.

Nicht	ändern	wird	sich	auch	der	Umstand,	dass	Mobilität	Ener-
gie benötigt. Gesucht wird deshalb das sensible Gleichgewicht 
zwischen gesellschaftlichen Herausforderungen (Unterhalt 
der	 Systeme,	 Energieverbrauch,	 CO²-Diskussion,	 Raument-
wicklung)	und	individuellen	Bedürfnissen	und	Wünschen.	Ein-
seitige	Verbote,	unflexible	Steuersysteme	oder	unrealistische	
Zielvorgaben werden der hohen Interdisziplinarität und Ver-
netzung	nicht	gerecht.	Auch	hilft	es	nicht,	wenn	die	verschie-
denen Verkehrsträger gegeneinander ausgespielt werden. 

lEnkEn und VErbEssErn
Gefragt ist eine Sicht von Mobilität als Gesamtsystem. Dies gilt 
auch für die Forschung. Einerseits beschäftigt sie sich aktuell 
mit der Organisation der Mobilität. Hier werden Fragen unter-
sucht,	die	sich	mit	der	Mobilität	in	einem	vernetzten	Gesamtzu-

sammenhang auseinandersetzen. Und zwar unter  
Berücksichtigung	 gesellschaftlicher,	 politischer,	
ökonomischer	und	ökologischer	Einflüsse.	So	wer-
den	 heute	 Antworten	 auf	 die	 Frage	 gesucht,	 wie	
man das wachsende Verkehrsaufkommen am sinn-
vollsten lenkt und mit welchen Instrumenten dies 
geschehen	 soll.	 Vor	 allem	die	 städtischen	Gross-
agglomerationen,	 inzwischen	 ein	 Grossteil	 des	
Schweizer	Mittellandes,	haben	 Interesse	an	einer	
reibungslos funktionierenden Mobilität. 

Andererseits stehen die technologischen Aspekte  
im Zentrum der Forschung. So geht man beim Schie-
nenverkehr	davon	aus,	dass	die	Geschwindigkeits-
grenze mehr oder weniger erreicht ist. Zwar fahren 
in Asien die ersten kommerziellen Magnetschwe-
bebahnen,	sie	weisen	aber	einen	sehr	hohen	Ener-
gieverbrauch aus und sind mit der vorhandenen 
Bahninfrastruktur nicht kompatibel. In Europa gibt 
es deshalb keine konkreten Projekte. Ausnahmen 

in dEn lEtztEn 50 JahrEn 
hat sich dEr motori- 
siErtE strassEnVErkEhr  
VErfünffacht und  
dEr schiEnEnVErkEhr  
VErdoppElt.
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könnten	allfällige	Neubaustrecken	sein,	deren	Pla-
nung und Ausführung schon heute sehr komplex 
ist,	wie	das	Beispiel	des	Gotthard-Basistunnels	der	
NEAT anschaulich zeigt. 

wEnn bEnzin aus dEr stEckdosE kommt
Im Bereich der individuellen Mobilität führen Res-
sourcenverknappung	und	Klimawandel	dazu,	dass	
vor allem intensiv an neuen Antriebstechnologien 
geforscht wird. Einerseits wird der kommerzielle 
Verbrennungsmotor immer weiter verbessert. Und 
zwar	 hinsichtlich	 Verbrauch	 und	 Schadstoffaus-
stoss.	Dieser	Meinung	ist	auch	ETH-Professor	Lino	
Guzzella,	wenn	er	in	einem	Interview	sagt,	dass	«in	
zehn Jahren noch die weitaus dominierende Mehr-
heit aller Autos weltweit von Verbrennungsmotoren 
angetrieben wird». Aber auch Erdgas oder Biogas 
sind	inzwischen	hervorragende	Alternativkraftstof- 
fe. Andererseits glauben viele an eine grosse Zu-
kunft der Elektromobilität und dass «Strom tanken» 

an Bedeutung gewinnen wird. «Ein Elektromotor 
schnurrt	 und	 macht	 keine	 Abgase»,	 konstatiert	
Guzzella und merkt an: «Aber die Leute vergessen 
dabei,	dass	der	Strom	nicht	einfach	aus	der	Steck-
dose kommt. Der muss gemacht werden.» Daneben 
wird an der Verwendung von neuen Materialien ge-
forscht. Etwa der vermehrten Verwendung von Alu-
minium oder von kohlenstofffaserverstärktem Ver-
bundmaterial CFK. Das Ziel ist klar: Die Fahrzeuge 
sollen	leichter	und	damit	energieeffizienter	werden.

Verkehr steuern 
In der intelligenten Steuerung 

 der Verkehrsströme  
liegt ein grosses Potenzial.

Zitate	von	Lino	Guzzella,	«Das	Magazin»,	3/2011
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Für die Neuausrichtung der Energiepolitik  
haben Forschung und Entwicklung eine  
ganz zentrale Bedeutung. Insbesondere die  
Stabilität der Netze und die Speicherung  
von Strom sind eine zentrale Herausforderung.

forschung und Entwicklung

spEichErn und 
stabil VErtEilEn

STROMNETZ
DATENNETZ

smart grid 
Um die Systemstabilität mit der  
Neuausrichtung der Energiepolitik  
zu	gewährleisten,	braucht	es		 
«schlaue	Netze»,	die	Spannungs-
schwankungen gekonnt auffangen.



fazit  Forschung und Entwicklung sollten Ant-
worten auf die Herausforderungen der Energie-
wende	finden.	So	müssen	weitere	Lösungen	für	die	
saisonale Speicherung unregelmässig anfallender 
Stromproduktion gefunden werden. Ein spezieller 

Fokus verdient die Netzstabilität. Die 
Netzstabilität	ist	aufgrund	der	vielen	de- 
zentralen	Energieanlagen	wie	Solarmo- 
dule auf Hausdächern eine grosse He-
rausforderung.	Unter	diesen	Bedingun- 
gen ist auch das Wiederherstellen der Ver-
sorgungssicherheit	 nach	 einem	 gross- 
flächigen	Stromausfall	keineswegs	trivial	

und braucht weitere Forschung. Insgesamt: Inten-
sive Energieforschung und Innovationen haben für 
die Schweizer Wirtschaft hohe Priorität.

analysE 	 Mit	der	Botschaft	zum	Aktionsplan	«Ko- 
ordinierte Energieforschung Schweiz» hat der Bun-
desrat im Herbst 2012 rasch reagiert und konkrete 
Massnahmen	für	die	Jahre	2013	bis	2016	vorgeschla- 
gen. Insgesamt sollen rund 200 Millionen Franken 
in	die	 verschiedenen	Hochschulbereiche	fliessen.	
Aus Sicht der Wirtschaft ist diese Art der Technolo-
gieförderung zu begrüssen. Sie trägt auch zur Be-
hebung des Fachkräftemangels und des Mangels 
an wissenschaftlichem Nachwuchs im Bereich der  
Mathematik,	der	Informatik,	der	Naturwissenschaf- 
ten	und	der	Technik	(MINT-Bereich)	bei.

Der Aktionsplan deckt die gesamte Palette von der  
Grundlagenforschung bis zur produktnahen Ent-
wicklung	ab.	Der	Schwerpunkt	liegt	auf	der	anwen- 
dungsorientierten	Forschung,	doch	sollte	er	nicht	
zu	eng	definiert	sein.	Aus	Sicht	der	Wirtschaft	soll-
te sich der Bund nicht nur auf  
wenige	Technologien	konzen- 
trieren. Es sind die unter-
schiedlichsten Entwicklungen  
im	Gang,	die	von	niemandem	 
vollständig überblickt werden.  
Grundsätzlich	ist	die	Entwick- 
lung des technischen Fort-
schritts nicht absehbar. Deshalb muss die For-
schung ergebnisoffen und ohne Verbote arbeiten 
können. Im Kontext der Neuorientierung der Strom-
versorgung hat die Integration und die Speiche-
rung von unregelmässig anfallender erneuerbarer 
Energie	hohe	Priorität.	Das	gilt	für	die	Forschung,	
aber auch für die Entwicklung zur Marktreife. In-
novationen als Produkte eigener Forschung und 
Entwicklung bieten Marktchancen für die Schwei-
zer Wirtschaft.

diE nEtzstabilität  
ist aufgrund dEr ViElEn 
dEzEntralEn EnErgiE- 
anlagEn EinE grossE  
hErausfordErung.

position 
dEr 
wirtschaft 

Öffentliche Ausgaben für Forschung  
und Entwicklung zum Thema Energie  
erhöhen.

Marktwirtschaftliche Anreize  
für Forschung und Entwicklung  
zum Thema Energie schaffen.

Verbesserung und Weiterentwicklung 
von erneuerbaren Energien fördern.

Forschungsschwerpunkte definieren: 
w regelmässig anfallende erneuerbare 
Energie, beispielsweise Geothermie; 
w dezentrale Speicherung von erneuer-
barer Energie; 
w Systemintegration von erneuerbarer 
Energie; 
w Systemstabilität und Versorgungs- 
sicherheit nach Stromausfällen.

w siehe auch Beilage

Umschlag aufklappen  
und die Übersicht haben.

+200 Mio.
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forschung und Entwicklung

schwEiz hat aus- 
gEzEichnEtE 
VoraussEtzungEn
Unsere Unternehmen sind vorne mit dabei, wenn es  
um Strom und Energie geht. KMU und duales Bildungs-
system leisten einen grossen Beitrag. Die Ausbildung  
von Technikern und Naturwissenschaftlern ist zentral.

Energie und alle direkt und indirekt damit zusam-
menhängenden	Bereiche	gehören	zu	den	wichtigs- 
ten Themen im Bereich Forschung und Entwick-
lung. Ganz unabhängig von einer allfälligen «Ener-
giewende»:	 Antworten	 und	 Lösungen	 zu	 den	 He- 
rausforderungen rund um den steigenden Energie-
bedarf einerseits und die sich abzeichnende Res-
sourcenverknappung andererseits müssen in der 
Forschung gefunden werden. Gefragt ist dabei die 
ganze Palette – von der äusserst wichtigen Grundla-
genforschung	bis	zur	anwendungsorientierten	Pro- 

duktentwicklung. Warum ist 
diese	breite	Forschungstätig- 
keit	so	wichtig?	Aktuell	ist	nie- 
mand	in	der	Lage,	ein	verläss-
liches Bild der Zukunft zu 
zeichnen. Es sind zu viele dy-
namische Entwicklungen im 
Gange. Eine Beschränkung 
auf	nur	einzelne,	ausgewähl-

te	Technologien	wird	der	ungewissen	Zukunft	in	kei- 
ner Hinsicht gerecht. Forschung und Entwicklung 
müssen dabei ergebnisoffen und möglichst ohne 
Verbote erfolgen. Denn nur wer sich auf dem gan-
zen	 Innovationsfeld	 bewegt,	 kann	 die	 sich	 bieten-
den	Chancen	effektiv	nutzen.	Davon	profitiert	die	
Schweizer Hochschullandschaft genauso wie die 
Schweizer Wirtschaft und der Wirtschaftsstandort 
Schweiz.

co²-armE EnErgiEVErsorgung
Aufgrund des steigenden Energiebedarfs und des 
Klimawandels liegt ein Hauptfokus der Forschung 
sicher	darin,	eine	klimafreundliche	Energieversor-
gung sicherzustellen. Und zwar zu möglichst kos-
tengünstigen Konditionen – zum Wohle von Wirt-
schaft und Bevölkerung. Diese Umstände bedingen 
ganz klar eine Weiterentwicklung von erneuerbaren 
Energien. Vor allem die Suche nach erneuerbaren 
Energien,	 die	 regelmässig	 anfallen,	 muss	 fokus-

siert	werden.	Im	Gegensatz	zu	Solar-	und	Windenergie	wäre	
dies beispielsweise bei der Geothermie am ehesten der Fall. 
Will	man	in	20	Jahren	mit	substanziellen	Resultaten	rechnen,	
muss jetzt die Forschung in der Tiefengeothermie weiter vo-
rangetrieben werden. Weitere zentrale Fragestellungen sind 
die Systemintegration und die dezentrale Speicherung von er-
neuerbarer Energie. Da erneuerbare Energien nur unregel-
mässig	anfallen,	kommt	diesen	beiden	Fragen	eine	zentrale	
Bedeutung zu. Nur mit ausreichenden Speichermöglichkeiten 
können die Schwankungen ausgeglichen werden. Gelingt dies 
nicht,	ist	stets	die	Versorgungssicherheit	gefährdet.	Eigentlich	
geht	es	darum,	ein	«intelligentes	Stromnetz»	zu	schaffen.	In	
diesem	kommunizieren	Erzeuger,	Speicher,	Verbraucher	und	
Verteiler miteinander und lassen sich optimal steuern. 

inVEstitionEn in naturwissEnschaft und tEchnik
Die Schweiz hat dank ihrer ausgezeichneten Eidgenössischen 
Technischen	Hochschulen	und	der	vielfältigen	und	praxisori- 
entierten Fachhochschulen eine einmalige Forschungsland-
schaft. Gemeinsam mit der Forschung und Entwicklung der 
Privatwirtschaft	verfügt	die	Schweiz	über	das	Potenzial,	nach-
haltig zur zukünftigen Energieversorgung des Landes beizu-
tragen.	Und	zusätzlich	daraus	Kapital	zu	schlagen,	denn	die	
Herausforderungen bestehen global. Entsprechend interes-
siert ist der Weltmarkt an Lösungen. 

Aber nicht nur deshalb bietet die Forschung im Energiebereich 
grosse Chancen. Auch hinsichtlich einer Stärkung der Berei-
che	Mathematik,	Informatik,	Naturwissenschaft	und	Technik.	
Hier fehlen in der Schweiz aktuell Fachkräfte. Eine Intensivie-
rung der Forschung im Energiebereich zieht junge Fachkräfte 
an,	macht	den	schweizerischen	Arbeitsmarkt	noch	attraktiver	
und stärkt letztlich die Schweizer Wirtschaft. 

will man in 20 JahrEn mit 
substanziEllEn rEsul- 
tatEn rEchnEn, muss JEtzt 
diE forschung in dEr  
tiEfEngEothErmiE wEitEr 
VorangEtriEbEn wErdEn.



die zukunft 
Mit Bildung und Forschung 
kann unser Land einen  
Beitrag leisten zur Lösung 
globaler Energieprobleme. 

13 mrd.
stEuErn und abgabEn
auf Energie 2012 in der Schweiz,  
entspricht 40 Prozent der 
 Endverbrauchsausgaben,  
in Franken
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vorwort

Die wirtschaftlichen Schwankungen stellen die Ener
gie versorgung vor grosse Herausforderungen. Sie 
darf weder überdimensioniert noch zu knapp sein. 
Strom ist gegenwärtig so günstig wie seit rund zehn 
Jahren nicht mehr. Das hängt zum einen mit der 
schwachen Nachfrage wegen der angespannten Wirt
schaftslage zusammen, zum anderen mit der hohen 
Einspeisung von subventioniertem Strom. Sicher ist: 
Insgesamt wird der Stromverbrauch in unserem Land 
weiter steigen. 

Somit stellt sich die Frage der künftigen Versorgungs
sicherheit im Stromsektor mit grosser Priorität. Nicht 
nur die Wirtschaft, unser gesamtes Leben ist auf eine 
sichere Versorgung mit Energie angewiesen. Deshalb 
bringt economiesuisse diese Vorschläge in die ener
giepolitische Diskussion ein. Mit konstruktiven Ideen 
wollen wir die Energiepolitik mitgestalten. Grundlage 
der Vorschläge bildet ein in der Verfassung veran
kertes Ziel: Die Energieversorgung soll ausreichend, 

 w  Unsere Unternehmen sind auch in Zukunft auf konkur
renzfähige Strompreise angewiesen. Dafür braucht 
es die vollständige Liberalisierung des Strommark
tes, auf Verbraucher und auf Produzentenseite. Auf 
der Verbraucherseite soll der zweite Marktöffnungs
schritt möglichst bald umgesetzt werden. Das ist im 
geltenden Gesetz so vorgesehen und soll zusammen 
mit der Umsetzung der Energiestrategie erfolgen. Auf 
der Produzentenseite ist die Förderung von erneuer
baren Energien marktgerecht auszugestalten.

 w Die Schweiz muss im europäischen Markt integriert 
sein. Das ist die Voraussetzung, damit eine zuverläs
sige Stromversorgung mittel bis langfristig gewähr
leistet und wirtschaftlich optimiert werden kann. Dies 
wird nur durch ein Stromabkommen mit der EU mög
lich sein.

 w  Energiepolitik darf sich nicht einseitig auf Produktion 
fokussieren. Notwendig ist eine ganzheitliche, ver
netzte Sichtweise. Nur ein System von Produktion, 
Netzen und Speicherung als Ganzes kann die Versor
gungssicherheit gewährleisten.

 w  Zusätzliche Belastungen des Strompreises durch 
Steuern, Abgaben und steigende Subventionen sind 
kontraproduktiv und schaden der Wettbewerbsfähig
keit des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Wir lehnen zu 
sätzliche Belastungen des Strompreises ab.

 w Für den Umbau der Stromversorgung braucht es Zeit. 
Ein vorzeitiger Ausstieg aus der Kernenergie würde 
den Zeithorizont künstlich verkürzen. Die Gefahr von 
Versorgungsunterbrüchen würde steigen. Wir un
terstützen die Haltung des Bundesrats, sachlich und 
schrittweise vorzugehen.

 w  Energiepolitik ist Gesellschafts und Wirtschaftspoli
tik in einem. Energie durchdringt alle Lebensbereiche. 
Deshalb sind wir der festen Überzeugung, dass die 
Vorlage des Bundesrats zur neuen Energiepolitik eine 
demokratische Legitimation braucht. Bevor die Politik 
die Weichen endgültig stellt, sollten Volk und Stände 
darüber entscheiden. Die erforderlichen Massnah
men brauchen eine breite Akzeptanz.

DIESE BroSCHÜrE wIrD von 
EConomIESuISSE HErauSgEgEBEn 
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EnErgIEpolItIk ISt Enorm vErnEtzt
 
Letztlich zählt die Stabilität und Finanzierbarkeit des 
Gesamtsystems. Unsere Publikation macht die Ver
netzung sichtbar und fasst die energiepolitische Stoss 
richtung der Wirtschaft zusammen. Die Publikation 
macht konstruktive Vorschläge für einen erfolgrei
chen energiepolitischen Weg der Schweiz. Wir stellen 
uns der Diskussion.

sicher, breit gefächert, wirtschaftlich und umwelt
verträglich sein. Gleichzeitig betrachten wir den Um
bau der Energieversorgung für die Technologienation 
Schweiz als Chance.

Unsere vorliegende Publikation zeigt auf, wie das Ziel 
von guten energiepolitischen Rahmenbedingungen 
für den Wirtschaftsstandort Schweiz erreicht wer
den kann. Die Stossrichtung ist klar: Zum einen ist die 
ökonomische Realität zu berücksichtigen, zum ande
ren bildet die Energiestrategie des Bundesrats den 
Rahmen. 

Hier noch ein Hinweis zu den verwendeten Begriffen: 
Die Energiestrategie des Bundesrats ist eine Strom
strategie. Deshalb steht auch im Rahmen dieser Pub
likation der Strom im Vordergrund. Eine gewisse Ver 
mischung der Begriffe Energie und Strom ist schon in 
der Vorlage angelegt und somit nicht ganz zu vermei
den.

DIE vorSCHlägE DEr wIrtSCHaft laSSEn SICH wIE folgt zuSammEnfaSSEn:
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Patrick Odier, Präsident Schweizerische Bankiervereinigung


